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385 Mio. Euro Investitionsmittel für Hessens Schulen

(JD) Knapp 330 Mio. Euro schickt 
der Bund mutmaßlich nach Hessen, 
um als finanzschwach bezeichneten 
Kommunen Investitionen in deren 
Schulen zu ermöglichen. 55 Mio. 
Euro legt das Land noch einmal als 
Tilgungshilfe obendrauf, um auch 
jenen sechs Schulträgern zu helfen, 
die nicht als „finanzschwach“ zu be-
trachten sind.
Daraus errechnet sich ein Betrag von 
insgesamt 385 Mio. Euro an Finanz-
hilfen des Bundes und des Landes für 
den von den Kommunen verantwor-
teten hessischen Schulbau.

Hinzu kommt, dass das Finanzmi-
nisterium auch für die nicht vom 
Bund begünstigten Kommunen eine 
Landeslösung bereit hat. 55 Millio-
nen Euro gibt das Land aus eigenem 
Haushalt. Zwar bekommen die be-
günstigten Kommunen nur ein Dar-
lehen, der Betrag von 55 Mio. Euro 
kennzeichnet aber den Darlehensan-
teil, für den das Land eine Tilgungs-
zusage unterbreitet.
Frankfurt am Main, Wiesbaden und 
Marburg bekommen eine Landes-
förderung. Für die Stadt Kelsterbach 
soll ihr Landkreis seine Mittel quotal 
1:1 an die Stadt auskehren. Die rund 
1300 Schüler der Stadt Kelsterbach 
sind deshalb dem Landkreis Groß-
Gerau zugerechnet worden.

Einschließlich eines Eigenanteils der 
Kommunen von 25 Prozent beträgt 
der Bundesanteil 440 Mio. Euro, der 
Landesanteil 73 Mio. Euro. Die Be-
teiligung der Kommunen mit einem 
Eigenanteil sei, so das Finanzminis-
terium in seiner Pressemitteilung 
vom 20.3.2017, vom Bundesrech-
nungshof gefordert und bei solchen 
Programmen üblich.
Zu einem umfassenden Bild der Lan-
desleistungen gehört es festzuhal-
ten, dass sich das Land zum Teil auch 
an dem Zinsaufwand der Kommunen 
beteiligt.

Dies gilt für das Bundesprogramm, 
falls der Eigenanteil der Kommunen 
darlehensfinanziert wird. Dies gilt 

auch für das Landesprogramm, das 
ja insgesamt darlehensfinanziert ist. 
Wegen der Beteiligung des Landes 
am Zinsaufwand verweisen wir auf 
die Präsentation des Landes, die im 
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Hinzu kommt, dass das Finanzministerium auch für die nicht vom Bund begünstigten 

Kommunen eine Landeslösung bereit hat. 55 Millionen Euro gibt das Land aus 

eigenem Haushalt. Zwar bekommen die begünstigten Kommunen nur ein Darlehen, 

der Betrag von 55 Mio. Euro kennzeichnet aber den Darlehensanteil, für den das 

Land eine Tilgungszusage unterbreitet. 

Frankfurt am Main, Wiesbaden und Marburg bekommen eine Landesförderung. Für 

die Stadt Kelsterbach soll ihr Landkreis seine Mittel quotal 1:1 an die Stadt 

auskehren. Die rund 1300 Schüler der Stadt Kelsterbach sind deshalb dem Landkreis 

Groß-Gerau zugerechnet worden. 

 

 

Netz abzurufen ist (Seiten 5 und 6):   
https://finanzen.hessen.de/sites/de-
fault/files/media/hmdf/kip2_-_pra-
esentation_kip_macht_schule_pres-
sekonferenz_am_20._maerz_2017.
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Finanzen

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Nach dem Urteil des hessischen 
Staatsgerichtshofs aus dem Mai 
2013 muss das Land Hessen den 
Bedarf der hessischen Kommunen 
analysieren und die Verteilung der 
Finanzmittel an seine Kommunen 
daran ausrichten.

Bisher gibt es nur zwei Länder, die 
nach einer solchen Bedarfsanalyse 
Mittel an ihre Kommunen verteilen: 
Thüringen und Sachsen-Anhalt. 
Am 23.1.2014 referierten die Ge-
schäftsführer der Schwesterver-
bände aus Sachsen-Anhalt und 
Thüringen Jürgen Leindecker und 
Ralf Rusch auf Einladung von Ober-
bürgermeister Gerhard Möller, Prä-
sident unseres Verbandes, bei einer 
Fachkonferenz in Fulda.

Die Frage der hessischen Kommu-
nen lautet: Dienen uns die beiden 
Länder als Vorbilder? 

Nach dem Urteil des Staatsge-
richtshofs vom 21.5.2013 ist die Be-
darfsanalyse für die drei Felder der 
Finanzmittelverteilung maßgeblich: 
1. den vertikalen Finanzausgleich, 
 also die Höhe der Finanzaus-
 gleichsmasse,
2. die Verteilung der Finanzaus-
 gleichsmasse an Städte, Ge-
 meinden und Landkreise (1. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung),
3. die Höhe von Umlagen innerhalb 
 der kommunalen Ebene (2. Ele-
 ment der horizontalen Finanzver-
 teilung).

Die beiden Länder Thüringen und 
Sachsen-Anhalt analysieren den 
kommunalen Bedarf. Sie nutzen die-
se Ergebnisse vor allem für die sog. 
vertikale Finanzmittelverteilung. Für 
die Verteilung der Mittel innerhalb 
der Kommunen spielt er eine unter-
geordnete Rolle.

Vertikaler Finanzausgleich in 
Thüringen und Sachsen-Anhalt
Thüringen ermittelt seine Finanz-
ausgleichsmasse offensichtlich 

Bedarfsgestützter KFA anderer Länder – Vorbild für Hessen?

nach dem Start seines neuen Fi-
nanzausgleichssystems („Eintakt-
punkt“) nicht mehr nur aufgrund ei-
ner Bedarfsanalyse. Nicht allein der 
kommunale Bedarf, sondern der so 
genannte Partnerschaftsgrundsatz 
bestimmt künftig die Finanzaus-
gleichsmasse.

Sachsen-Anhalt arbeitet ersichtlich 
nach der Methode „Ausgabe = Be-
darf“, die wir auch für Hessen grund-
sätzlich für richtig halten (Hessen: 
„Ausgabe = (mindestens) Bedarf“).
Zu klären sein wird hier aber, ob der 
kommunale Bedarf die Leitschnur 
auch in den kommenden Jahren 
bleiben wird.
Richtschnur in Sachsen-Anhalt ist 
auch der Ausgabebedarf westli-
cher Vergleichsländer (Rheinland-
Pfalz, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein). Sachsen-Anhalt hat im 
Vergleich der „neuen“ Länder nach 
Gutachter-Meinung überdurch-
schnittlich hohe Aufwendungen und 
unterdurchschnittliche Erträge. Dies 
akzeptiert Sachen-Anhalts Gesetz-
geber nicht mehr mit Blick darauf, 
dass die im Zuge der Unterstützung 
der „neuen“ Länder geleisteten Zu-
weisungen zum Jahr 2020 auslaufen 
werden. 

Schlussfolgerungen für Hessen
Die Entscheidung des Hessischen 
Staatsgerichtshofs, der Finanz-
ausgleich müsse am Bedarf der 

Kommunen ausgerichtet sein, bie-
tet Hessens Kommunen grund-
sätzlich mehr Sicherheit in ihrer Fi-
nanzgestaltung. Die Aufteilung der 
Finanzmittel zwischen Land und 
Kommunen liegt in der Hand des 
Landesgesetzgebers. Daher ist es 
gut für die nicht zur Entscheidung 
berufenen Kommunen, wenn objek-
tive Kriterien das Land binden. 

Der hessische Staatsgerichtshof hat 
mit seinem Urteil aber mit der P icht 
des Landes zur Bedarfsermittlung 
einen Weg gewiesen, der dem Ge-
setzgeber eine – letztlich wieder vom 
Staatsgerichtshof selbst zu über-
prüfende – Leitlinie setzt.

Die verantwortlichen Gremien des 
Hessischen Städtetages sehen da-
her als richtig an, dass
• der kommunale Bedarf (mindes-
 tens) den kommunalen Ausgaben 
 gleichgesetzt ist,
• das Land als Gesetzgeber den 
 Beweis dafür anzutreten hat, dass 
 der Bedarf unterhalb der kommu-
 nalen Ausgabe liegt.

Der Bedarf als Kriterium ist folge-
richtig nicht nur „Eintaktpunkt“. Er 
sollte vielmehr Jahr für Jahr bestim-
mend sein für das Verhältnis der 
Finanzbeziehungen zwischen Land 
und Kommunen, konkret also für die 
Bestimmung der Finanzausgleichs-
masse. 

Konzentrierte Zuhörerschaft: Die Geschäftsführer Jürgen Leindecker (stehend, Städ-

te- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt) und Ralf Rusch (Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen, zwei Plätze weiter links) referierten auf Einladung von Präsident OB Ger-

hard Möller im Rahmen einer Fachtagung in Fulda

Finanzen
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5-Punkte-Programm zum Abbau 
von kommunalen Alt-Defiziten

(JD) Noch immer drücken über Jahre 
entstandene finanzielle Defizite die 
hessischen Städte. Präsidium und 
Hauptausschuss des Hessischen 
Städtetages haben am 9.3.2017 in 
Fulda ein 5-Punkte-Programm zum 
Abbau dieser kommunalen Altdefizi-
te beschlossen.

Präsidium und Hauptausschuss
1.	 unterstützen das Ministerium  
	 des Innern und für Sport grund- 
	 sätzlich in dessen Bestreben, die  
	 Altfehlbeträge/Kassenkredite  
	 der hessischen Kommunen ab- 
	 zubauen. Die zuständige Rechts- 
	 aufsicht sollte definitionssicher  
	 abklären, inwieweit sie sich trotz  
	 der gesetzlichen Vorgabe „Alt- 
	 fehlbeträge“ auf den Abbau von  
	 Kassenkrediten konzentriert.  
	 Dazu gehört es, sowohl die Höhe  
	 Kassenkredite als auch den  
	 Stand der Altfehlbeträge Kom- 
	 mune für Kommune zu erheben  
	 und fortzuschreiben.
2.	 fordern angesichts der aktu- 
	 ell noch günstigen Zinslage,  
	 allen Kommunen das Recht zu  
	 gewähren, langfristige Kassen- 
	 kredite aufzunehmen.
3.	 fordern, dass das Land den am  
	 stärksten durch Kassenkredite  
	 belasteten Kommunen mittels  
	 eines zweiten Schuldenschnitts  
	 (Schutzschirm II) zielgerichtet  
	 aus ihrer sonst aussichtslosen  
	 Lage hilft.
4.	 sehen Vorgaben der Rechts- 
	 aufsicht zum Defizitabbau nur  
	 als sinnvoll an, wenn diese an  
	 der individuellen Lage der jewei- 
	 ligen Kommune ansetzen und  
	 neben den derzeit prognos- 
	 tizierten günstigen finanziellen  
	 Rahmenbedingungen (stetig  
	 steigende Steuererträge) auch  
	 Konsolidierungsverläufe unter  
	 weniger günstigen und schlech- 
	 teren Rahmenbedingungen ins  
	 Kalkül nehmen.
5.	 sehen für den kreisangehö- 
	 rigen Raum regelmäßig nur Lö- 

	  
	 sungen für tauglich an, die sich  
	 auf den Gesamtkreis beziehen.  
	 Am besten lassen sich Gesamt- 
	 kreislösungen entwickeln, wenn  
	 die Städte und Gemeinden mit  
	 ihrem jeweiligen Landkreis dazu  
	 im Verhandlungsweg ein Resul- 
	 tat finden.

Der Hessische Städtetag unter-
stützt somit das Innenministerium 
grundsätzlich in dessen Bestreben, 
kommunale Altdefizite abzubauen. 
Im kreisangehörigen Raum sollte es 
dazu auf den Gesamtkreis bezogene 
Vereinbarungen zwischen Landkreis 
und umlagepflichtigen Gemeinden 
geben. Kommt keine Vereinbarung 
zustande, muss das Innenministe-
rium jeweils individuelle Gesamt-
kreislösungen suchen. Dabei muss 
der Eingriff jeglicher Umlage in die 
gemeindliche Finanzhoheit abgewo-
gen werden.
Wichtig ist es, dass alle verschulde-
ten Gemeinden die Chance haben, 
das immer noch bestehende Zinstief 
zu nutzen und sich mit langfristigen 
Krediten einzudecken. Die speziell 
für Kassenkredite geltenden Befris-
tungen sollten daher – durchaus sys-
tematisch – zur Meidung von Zinsän-
derungsrisiken außer Kraft gesetzt 
werden.

Finanziell in aussichtslose Lage 
geratenen Kommunen muss das 

Land durch einen Schuldenschnitt 
(Schutzschirm II) helfen.
Jeglicher Konsolidierungsverlauf 
muss berücksichtigen, dass es zu-
künftig nicht nur die gegenwärtig als 
günstig prognostizierten Rahmen-
bedingungen geben kann, sondern 
auch ein deutlich schwierigeres fi-
nanzielles Umfeld.

Nachdem sich für das Jahr 2017 ab-
zeichnet, dass die hessischen Kom-
munen zu einem großen Teil ihre 
laufenden Haushalte ausgleichen 
können, widmet sich die beim Hessi-
schen Ministerium des Innern und für 
Sport angesiedelte Rechtsaufsicht 
nun dem Abbau von Altfehlbeträgen 
und des Altbestands an Kassenkre-
diten. Die Hessische Gemeindeord-
nung fordert den Haushaltsausgleich 
„unter Berücksichtigung von Fehl-
beträgen aus Vorjahren“ (§ 92 Abs. 4 
Satz 1 HGO).
Vor allem mit dem Ziel, dem hohen 
kommunalen Zinsänderungsrisi-
ko zu begegnen, orientiert sich die 
Rechtsaufsicht beim Innenministeri-
um in erster Linie am Kassenkredit-
bestand der Kommunen. Angesichts 
der klaren, sich auf Fehlbeträge be-
ziehenden rechtlichen Vorgaben ist 
die Forderung zahlreicher Mitglieder 
berechtigt, das Land möge zunächst 
den Fehlbetragsstand mit dem Kas-
senkreditbestand abgleichen und die 
so ermittelten Daten fortschreiben. 

©
 H

St
T

Altdefizite mit 5-Punkte-Programm abbauen; v. links: GFD Gieseler, Präsident OB 

Burghardt, Gastgeber: OB Dr. Wingenfeld, Direktor Dr. Dieter
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Präzision für Kreis- und Schulumlage

Das Zauberwort 
heißt Transparenz 
(JD) Das Thema Kreis- und Schulum-
lage lässt den Hessischen Städtetag 
nicht los. Zuviel steht auf dem Spiel, 
weil die hessischen Städte und Ge-
meinden mittlerweile mehr als drei 
Milliarden jährlich für diese beiden 
Umlagen überweisen müssen.

Ein einheitliches Muster für 
bessere Durchschaubarkeit
Der Hessische Städtetag und der 
Hessische Städte- und Gemeinde-
bund arbeiten jetzt in einer Projekt-
gruppe zusammen. Ihr wichtigstes 
Ziel: ein einheitliches landesweit 
geltendes Muster zu entwickeln, mit 
dessen Hilfe man die Entwicklung 
der Schulumlage in den 21 Land-
kreisen über 6 Jahre begleiten kann. 
Da mag die Frage kommen, warum 
die Spitzenverbände einem solchen 
tabellenartig gefassten Formular so 
viel Bedeutung beimessen. 
Das Zauberwort dazu ist schnell ge-
nannt: Es heißt Transparenz.
Was zur Schulumlage zu rechnen ist, 
Schulsozialarbeit etwa, Schulwege-
kosten, Zinsen für Investitionen – all 
das muss geklärt werden. Denn nur 
so gewinnen Finanzdezernenten, 
Kämmereien, Stadtverordnete wie 
Kreistagsabgeordnete den Über-
blick darüber, wie sich die Schulum-
lage in ihrem Kreis entwickelt und 
wie sich dies im Vergleich mit ande-
ren Landkreisen darstellt.

Präsidium und Hauptausschuss 
des Hessischen Städtetages wol-
len mehr Transparenz 
Präsidium und Hauptausschuss des 
Hessischen Städtetages haben am 
9.3.2017 in Fulda zum einen bishe-
rige Standpunkte bestätigt, gleich-
zeitig aber ein deutliches Signal für 
mehr Transparenz gesetzt:
Sie haben - kurz zusammen gefasst 
- bekräftigt:
1.	 Ein Hebesatzlimit für Kreis- und 

Schulumlage ist die richtige Lö-
sung.

2.	 Regelungen zur Kreis- und 
Schulumlage müssen in der Ge-

meindehaushaltsverordnung 
getroffen werden. Unverhält-
nismäßige Mehrbelastungen 
der Kommunen müssen ver-
mieden werden. Hinweise sind 
als Übergang kompromisswei-
se akzeptabel, wenn Verstöße 
sanktioniert werden.

3.	 Dringend geboten ist ein ta-
bellenförmiges Muster für die 
Schulumlage.

Wesentliche Gründe für mehr 
Transparenz – Städte in der Rolle 
der Schwächeren
Die Führungsgremien des Städte-
tages ließen sich u.a. von folgenden 
Argumenten leiten:

Die kreisangehörigen Gemeinden 
befinden sich bei ihrer Pflicht, Kreis- 
und Schulumlage zu zahlen, in der 
Rolle der Schwächeren. Die Land-
kreise haben dank des in ihrer Macht 
stehenden Hebesatzhebels die Rol-
le des Stärkeren.

Ohne klar vorgegebene Grenzen 
müssen die kreisangehörigen Mit-
glieder des Hessischen Städtetages 
fürchten, dass die Landkreise ihren 
Hebesatzhebel nutzen, um ihr Um-
lagevolumen unbegrenzt auszuwei-
ten. Dies ergibt sich mit Blick darauf, 
dass die Landkreise Jahr für Jahr die 
Kreisumlage um 0,5 Punkte erhöhen 

können, ohne dafür eine Genehmi-
gung des Innenministeriums einho-
len zu müssen.

Für die Schulumlage dürfen die 
Landkreise den Hebesatz ohne jede 
Genehmigung nach oben schrau-
ben. Ihr einziges Limit ist die „Kos-
tendeckung“. Deren Einhaltung gilt 
es strikt zu überprüfen.

Die gemeindlichen Kämmereien 
brauchen Maßstäbe, um ohne un-
verhältnismäßig großen Einsatz an 
Arbeitszeit und -energie die Vorha-
ben der Landkreise zu überprüfen. 
Insbesondere muss der Landkreis 
die wesentlichen relevanten Daten 
typisiert nach entsprechenden Vor-
gaben gesondert zum Kreishaushalt 
aufbereiten und den umlagepflichti-
gen Gemeinden vermitteln.

Die Landkreise müssen wenigstens 
die Kostendeckung ihrer Schul-
umlage nach landeseinheitlichen 
Maßstäben nachweisen. Erfolg hat 
das nur, wenn das Land den Land-
kreis verpflichtet, sich nach einem 
eigens dafür entwickelten, formu-
larmäßigen Muster zu richten. Um 
die Entwicklung der Schulumlage 
abschätzen zu können, muss sich 
dieses Muster auf einen Sechsjah-
reszeitraum beziehen.

Präsidium und Hauptausschuss für mehr Transparenz bei Kreis- und Schulumlage; v.l. 

BM‘in Augsbuger, Schwalbach; BM Kahle, Marburg; BM‘in Weigel-Greilich, Gießen; 

BM Kündiger, Kelkheim.
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„Kommunale Finanzaufsicht“ der Bertelsmann Stiftung

(JD) Das Hessische Innenministeri-
um hat den Hessischen Städtetag 
auf eine interessante Studie der 
Bertelsmann Stiftung aufmerksam 
gemacht. In den Ländern Hessen, 
NRW und Sachsen hat die Stiftung 
das Handeln der kommunalen Fi-
nanzaufsicht empirisch erforscht 
und durchleuchtet. https://www.
bertelsmann-stiftung.de/de/publi-
kationen/publikation/did/die-kom-
munale-finanzaufsicht/

Die Studie ist wertvoll, weil sie mit 
der Rechtsaufsicht ein für die Kom-
munen zentrales, bisher wenig un-
tersuchtes Feld durchleuchtet.  
Die Studie rückt die Rolle der Auf-
sicht in ein sehr positives Licht:1 
„Das Selbstverständnis der Aufsicht 
wird bestimmt durch einen gesetz-
lichen Auftrag, welcher gleichsam 
Kontrolle und Beratung vorsieht, so-
wie durch den Dreiklang der recht-
lichen, ökonomischen und politi-
schen Handlungsrationalität.“

Interessante Aussagen finden sich 
zu Konfliktlinien der Aufsicht, wenn 

sie gleichzeitig beratend tätig wird. 
Hier sei ein Distanzverlust zu be-
fürchten. 2  An dieser Stelle kann man 
die Organisation der hessischen 
Rechtsaufsicht – jedenfalls der Or-
ganisation auf oberster Ebene – lo-
ben: Sie hat aufsichtliches Tun und 
beratende Tätigkeit organisatorisch 
so getrennt, dass hier wenige Risi-
ken oder „innere“ Konflikte drohen.

Lesenswert sind die Ausführungen 
zur politischen Einflussnahme auf 
die Aufsicht. Sie sind, durchaus 
nicht überraschend, geringer als es 
landläufig zum Ausdruck kommt.3 
„Die Mehrheit der Befragten in den 
Aufsichtsbehörden sagt von sich 
selbst, „im Großen und Ganzen“ po-
litisch unabhängig arbeiten zu kön-
nen.“4 

Es ist ein überraschendes Element 
der Studie, die im Großen und Gan-
zen ein harmonisches Bild für die 
von ihr untersuchten Tätigkeitsbe-
reiche entwirft, dass sie ausgerech-
net die kritischste Linie bei der Rolle 
der Innenministerien zeichnet.5 So 
bemängelten konkret sowohl Mittel-
behörden als auch Kreise die fehlen-
de Anwendbarkeit von Erlassen und 
den Umstand, da sich diese nicht 
ausreichend in die Entwicklung der 
Erlasse eingebunden fühlen.

Die Hochzonung der Rechtsaufsicht 
vom Landrat auf den Regierungs-
präsidenten für die am kommuna-
len Schutzschirm teilnehmenden 
Gemeinden wird keineswegs so 
kritisch bewertet, wie dies im Vor-
feld der Entscheidung viele vermutet 
hatten.
Von den hessischen Teilnehmern 
am Schutzschirm sagen 80 Prozent, 
dass sie eher keinen Verlust an De-
tailinformationen und Nähe zu den 
Gemeinden befürchten mussten.
Etwas weniger klar ist das Bild bei 
der Frage nach der Einheitlichkeit 

Die Finanzaufsicht ist bekannt-
lich in oberster Hierarchieebene 
beim Innenministerium angesie-
delt (zugleich Aufsicht über die 
Städte Frankfurt und Wiesba-
den), die obere Aufsicht über die 
übrigen 10 Städte über 50.000 
Einwohner und über die Land-
kreise haben die Regierungs-
präsidien. Finanzaufsicht über 
die kreisangehörigen Städte 
und Gemeinden unter 50.000 
Einwohner üben die Landräte in 
ihrer Rolle als Staatsbedienstete 
aus (Ausnahme: Schutzschirm-
kommunen während der Lauf-
zeit des Vertrages; für diese ist 
das Regierungspräsidium zu-
ständig.)

der Rechtsaufsicht. 40 Prozent mei-
nen, eine größere Einheitlichkeit in 
der Rechtsanwendung sei nicht er-
zielt worden. Immerhin 33 Prozent 
sagen, diese sei erzielt worden, 
immerhin 13 Prozent meinen „Teils/
teils“ sei dies der Fall. In NRW dage-
gen sehen nahezu zwei Drittel der 
Teilnehmer am dortigen „Stärkungs-
pakt“ eine größere Einheitlichkeit 
bei der Rechtsaufsicht infolge der 
Hochzonung fest.

Die Studie hat nicht untersucht, ob 
und welche Konflikte daraus entste-
hen, dass der Landrat in der Rolle 
des Staatlichen Bediensteten als 
objektiver Aufseher und womöglich 
Schiedsrichter über die kreisange-
hörigen Kämmereien wachen soll, 
während er gleichzeitig als kommu-
nal Verantwortlicher dieselben Städ-
te und Gemeinden auf Zahlung von 
Kreis- und Schulumlage in Anspruch 
nimmt. Es wäre eine eingehende 
empirische Untersuchung wert fest-
zustellen, ob der Landrat eine solche 
offenkundige Konfliktlage unbefan-
gen zu bewältigen imstande ist.

Die Studie selbst liefert hier Zünd-
stoff: „Je näher sich die Aufsicht am 
Landrat befindet, desto größer sind 
dessen Möglichkeiten zur Einfluss-
nahme. Gleichzeitig stärkt die Nähe 
zum Landrat aber auch die Macht-
position und Durchsetzungsfähig-
keit der Aufsicht gegenüber den Ge-
meinden.“6  

Als Fazit kommen die Verfasser der 
Studie zu dem Schluss, bemerkens-
wert sei die gute Kooperation zwi-
schen Aufsicht und Gemeindekäm-
mereien, es fehle an personellen 
Kapazitäten bei der Aufsicht. Nicht 
klar zu analysieren sei der politische 
Einfluss auf die Aufsichtsbehörden.

1 	 Seite 13, dort Kapitel 3.3
2 	 Studie, Seite 14.
3 	 Studie, Seite 15 ff., dort Kapitel 3.4 „Politischer Einfluss“.
4 	 Studie, Seite 16
5 	 Studie, Seite 18 ff., dort Kapitel 3.5 „Koordination durch die Innenministerien“, Zitat von Seite 19.
6 	 Studie, Kapitel 3.4. „Politischer Einfluss“; Seite 18.6É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 3-4/2017

Integration als Daueraufgabe von Land und Kommunen

(Hm) „Zentrales Politikfeld in Land 
und Kommunen ist und bleibt die In-
tegration zugewanderter Menschen 
als Querschnittsaufgabe, die alle Le-
bensbereiche und alle Politikfelder 
auf Bundes-, Landes- und kommu-
naler Ebene betrifft“, sagt der Vor-
sitzende, Stadtrat Axel Weiss-Thiel, 
nach der 111. Sitzung des Ausschus-
ses für Soziales und Integration des 
Hessischen Städtetages in Limburg 
an der Lahn. „Integration erfordert 
daher das Engagement und die ge-
meinsame Verantwortlichkeit aller 
Beteiligten am Integrationsgesche-
hen vor Ort.“

Erneut haben die Städte sich mit 
dem Thema Integration befasst. Im 
Wesentlichen ging es um die Fort-
schreibung des Aktionsplans der 
Landesregierung zur Integration 
von Flüchtlingen in Hessen und die 
weiteren Planungen des Landes. Die 
Städte sind sich einig, dass Aufnah-
me und Integration als zusammen-
gehörende Aufgaben nur gemein-
sam übernommen und bewältigt 
werden können. Weiss-Thiel: „Wir 
müssen die Regelsysteme entspre-
chend ausgestalten und finanziell 
unterfüttern, damit wir qualitative 
Maßnahmen bewilligen und keine 
unabgestimmten doppelten Förder-
programme auflegen.“

Die Städte wollen ihre entschei-
dende Rolle bei einer erfolgreichen 
Umsetzung von Integrationspolitik 
weiter wahrnehmen und ihre spezifi-
schen Integrationsmaßnahmen, 
-konzepte und -strategien weiter 
entwickeln und unterstützen. Dabei 
sind es oftmals die vielen meist von 
den Städten initiierten einzelnen In-
itiativen, die vor Ort wirken und der 
Integration dienen. 

Weiss-Thiel: „Wir haben dem Land 
auch nochmals den Vorschlag einer 
Gemeinschaftsinitiative Integration 
vorgeschlagen, die angelehnt an 

die Erfahrungen der Bund-Länder-
Initiative Soziale Stadt, allen Ge-
meinden und Gemeindeverbänden 
Unterstützung und finanzielle Hilfe-
leistung bietet, damit die Koordina-
tion von Staat und Stadt, gemein-
nützigen Organisationen und aktiver 
Bürgerschaft für die humanitären 
Notlagen sowie eine nachhaltige In-
tegration besser gelingt. Das haben 
wir schließlich alle gemeinsam im 
Asylkonvent des Landes beschlos-
sen.“
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Es wird derzeit über die Frage dis-
kutiert, inwieweit Sozialleistungen 
für EU-Zuwanderer gezahlt werden 
müssen. Die EU-Kommission hat 
dazu am 13. Januar 2014 einen Leit-
faden zur Freizügigkeit auf dem eu-
ropäischen Arbeitsmarkt veröffent-
licht. Nach EU-Recht muss immer 
dann eine individuelle Prüfung erfol-
gen, wenn Migranten aus anderen 
EU-Ländern nach einem dreimo-
natigen Aufenthalt Sozialleistungen 
verwehrt werden. 

Alle EU-Bürger haben durch die 
EU-Verträge das Recht auf Freizü-
gigkeit im Sinne des Art. 45 AEUV. 
Dazu gehört auch das Recht, in ei-
nem anderen Mitgliedstaat Arbeit zu 
suchen. In den ersten drei Monaten 
darf sich jeder EU-Bürger ohne Vor-
bedingungen in einem anderen EU-
Land aufhalten. Nach den ersten 
drei Monaten gelten je nach Status 
unterschiedliche Bedingungen:
• Arbeitnehmer und Selbstständige 
 sowie ihre direkten Familienange-
 hörigen haben ein Recht auf Auf-
 enthalt, das keinen Bedingungen 
 unterliegt.
• Arbeitsuchende haben – ohne 
 Bedingungen – sechs Mona-
 te oder sogar länger ein Recht auf 
 Aufenthalt, wenn sie im EU-
 Aufnahmeland weiter nach einer 
 Beschäftigung suchen und eine 
 „begründete Aussicht“ auf Arbeit 
 haben. 
• Studierende und andere Nichter-
 werbstätige (z. B. Arbeitslose, 
 Rentner) haben länger als drei Mo-
 nate ein Recht auf Aufenthalt, 
 wenn sie für sich selbst und ihre 
 Familie über genügend  nanzielle 
 Eigenmittel verfügen, so dass sie 
 für das Sozialsystem des EU-
 Aufnahmelandes keine Belastung 
 darstellen und eine Krankenversi-
 cherung haben.
Nach fünfjährigem ununterbro-
chenem rechtmäßigem Aufenthalt 
erwerben EU-Bürger und ihre Fa-
milienangehörigen das Recht auf 
Daueraufenthalt im Aufnahmemit-
gliedstaat.

Sozialleistungen für Zuwanderer – EU legt Leitfaden vor

In den ersten drei Monaten ihres Auf-
enthaltes sind deutsche Behörden 
nach dem europäischen Recht nicht 
verp ichtet, Sozialleistungen für Ar-
beitssuchende zu gewähren. Das 
Aufenthaltsrecht für EU-Ausländer 
hat dann seine Grenzen, wenn die 
Zuwanderer beschäftigungslos 
sind, keine Verwandten im Gastland 
haben und auch keine  nanziellen 
Mittel vorweisen können. Das EU-
Recht sieht Schutzbestimmungen 
vor, die den Missbrauch der Sozi-
alsysteme verhindern sollen. End-
gültige Rechtssicherheit herrscht 
jedoch erst nach Entscheidung des 
Verfahrens vor dem Europäischen 
Gerichtshof, in dem die deutsche 
Praxis überprüft wird. 

Beschäftigte und selbstständig 
Erwerbstätige haben in dem Land 
Anspruch auf Leistungen der sozi-
alen Sicherheit, in dem sie arbeiten. 
Nicht erwerbstätige Personen (z. B. 
Rentner, Studierende) sind in dem 
Mitgliedstaat ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts anspruchsberechtigt. 

Die Bestimmung des Mitgliedstaats 
des gewöhnlichen Aufenthalts ist 
auch wichtig für Personen, die in 
mehr als einem Mitgliedstaat er-
werbstätig sind. Bei der Bestim-

mung des gewöhnlichen Aufent-
halts gibt es bestimmte Kriterien, 
die berücksichtigt werden müssen, 
wie z. B.:
• familiäre Verhältnisse und familiä-
 re Bindungen,
• Dauer und Kontinuität des Aufent-
 halts im Hoheitsgebiet des betref-
 fenden Mitgliedstaats,
• Art und Merkmale der Erwerbs-
 tätigkeit (insbesondere der Ort, an 
 dem eine solche Tätigkeit in der 
 Regel ausgeübt wird, die Dauer-
 haftigkeit der Tätigkeit und die 
 Dauer des Arbeitsvertrags), 
• Ausübung einer nicht bezahlten 
 Tätigkeit,
• im Falle von Studierenden ihre 
 Einkommensquelle,
• Wohnsituation, insbesondere de-
 ren dauerhafter Charakter,
• Mitgliedstaat, der als der steuerli-
 che Wohnsitz der Person gilt,
• Gründe für den Wohnortwechsel,
• Wille der Person, wie er sich aus 
 sämtlichen Umständen erkennen 
 lässt, belegt durch tatsachenge-
 stützte Nachweise. 

Andere Fakten können ebenfalls be-
rücksichtigt werden, soweit sie rele-
vant sind. Darüber hinaus sieht der 
Leitfaden konkrete Beispiele und 
Hilfestellung vor.

Soziales 
und 
Integration
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Der Vorsitzende wies auch auf 
die große Aufgabe der Integration 
von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund und die gleichzeitige 
Bewältigung der Zuwanderung 
aus Osteuropa hin. „Das ist eine 
Mammut-Aufgabe, der wir uns nicht 
verschließen dürfen“, sagte Weiss-
Thiel. „Aber die hessischen Städte 
und Gemeinden stellen sich ihrer 
Verantwortung und begrüßen es, 
wenn das Land sie dabei auch finan-
ziell unterstützt.“

Mitglieder und Gäste des Ausschusses für Soziales und Integration in Limburg a. d. 

Lahn
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Fachtagung der hessischen Kommunalen Jobcenter
„Langzeitleistungsbezug im SGB II – da geht noch was!?“ 
in Dietzenbach

Am 7.12.2016 fand die Fachtagung 
der hessischen Kommunalen Job-
center, gemeinsam organisiert vom 
Hessischen Ministerium für Soziales 
und Integration, dem Hessischen 
Städtetag und dem Hessischen 
Landkreistag und mit rund 150 Teil-
nehmern statt.

Wie der Vorstand der Pro Arbeit 
– Kreis Offenbach – (AöR), Boris 
Berner, treffend in den Grußworten 
zitierte: „In jedem Menschen ist Son-
ne. Man muss sie nur zum Leuchten 
bringen“ (Sokrates), geht es bei der 
Integration und Aktivierung von 
Langzeitleistungsbeziehern darum, 
die Ressourcen sowie die in jedem 
Leben vorhandenen Erfolge zu iden-
tifizieren und beides wieder zum 
Leuchten und ins Bewusstsein zu 
bringen, um so die notwendige Kraft 
zu mobilisieren, welche das „wieder 
Aufstehen“ und erste Schritte auf 
den Weg in den Arbeitsmarkt er-
möglichen.

Dass es dafür nie zu spät ist, berich-
tete Franz Hütter (BRAIN-HR). Neu-
ronale Netzwerke im Gehirn weisen 
auch im Erwachsenenalter eine gro-
ße Plastizität auf. Vermeintliche Defi-
zite dürfen Raum bekommen, denn 
„nur, was sein darf, kann sich auch 
ändern“.
Dörte Ahrens (Hessisches Ministeri-
um für Soziales und Integration) be-
richtete vom Förderinstrument des 
Landes „Kompetenzen entwickeln 
– Perspektiven ermöglichen (KoPe)“, 
durch welches dies alles in flexibler 
Ausgestaltung ermöglicht werden 
kann.
Nachdenklich stimmte die Theater-
peripherie, welche verdeutlichte, 
was es für Betroffene und deren Fa-
milien bedeutet, Langzeitbezieher 
zu sein, wie schnell Ausgrenzung 
geschehen, „Normalität“ verloren 
gehen kann.

Der Workshop „Quartiermanage-
ment – Sozialräumliche Betrachtung 
im Fallmanagement, Umsetzung 
in der Praxis“ moderiert von Felix 
Würfel (Hessischer Landkreistag) 
wurde durch einen Input von Ro-
man Gebhardt (Kreisagentur für Be-
schäftigung Landkreis Darmstadt-
Dieburg) zum Projekt „Ich lebe und 
arbeite in …“ eingeleitet. Das Projekt 
zeichnet die Wertschätzung den Teil-
nehmenden gegenüber aus. Selbst 
Politik zeigt sich engagiert und per-
sönlich im Projekt und in Berührung 
mit Menschen, über die oft nur am 
grünen Tisch gesprochen wird. 

Im Forum „Fallmanagement „quo 
vadis“ – Neue Impulse für den Kun-
den, frischer Blick durch Rotation“ 
berichtete Dr. Matthias Schulze-
Böing und Christoph Günthner (Mai-
nArbeit Stadt Offenbach) von den 
Chancen, welche ein systematischer 
Wechsel der Fallmanager sowohl 
für den Leistungsberechtigten als 
auch für Mitarbeiter mit sich bringt. 
Eine Gelegenheit, Zwischenbilanz 
zu ziehen und die Integrationsstra-
tegie zu überdenken auf Basis einer 
kritischen Reflexion der bisherigen 
Umsetzung.

Im Forum „Grundbildung – Neue 
Chancen nutzen, wie erreicht man 
die Leute?“, moderiert von Martin 
Glaub und Sosyale Özdemir (Pro Ar-

beit - Kreis Offenbach - (AöR)) wur-
de anhand der Studien „leo. Level-
One“ (2011) und „PIAAC“ (OECD, 
2012) eindrucksvoll deutlich, dass 
sich Jobcenter mit der Thematik 
mangelnder Grundbildung von Leis-
tungsbeziehenden auseinanderset-
zen müssen, wenn Integrationsstra-
tegien nicht ins Leere laufen sollen. 
Grundbildung ist für den Zugang 
zum Arbeitsmarkt, die Höhe des 
Einkommens und als erhöhtes Risi-
ko des Verlusts des Arbeitsplatzes 
von großer Bedeutung. 

Der Workshop „Persönlichkeits-
bildung – in medias res: Wie „Auf-
stehen“ erreichen? Resilienz im Er-
wachsenenalter“ wurde von Rena 
Wißmeier (Hessischer Städtetag) 
moderiert und hatte Franz Hütter 
als begleitenden Gast. Aus der Er-
fahrung der Teilnehmenden wur-
den Anzeichen für fehlende oder 
vorhandene Resilienz bei den Leis-
tungsberechtigten identifiziert und 
gemeinsam Ideen entwickelt, diese 
Fähigkeit durch Impulse sowohl im 
Fallmanagement als auch seitens 
der Maßnahmeträger zu unterstüt-
zen. Thematisiert wurde die Hemm-
schwelle, neue und kreative Elemen-
te in der Beratung zu implementieren 
und vom Althergebrachten abzuwei-
chen, um so auch neurobiologisch 
sinnvolle Vorgehensweisen umzu-
setzen.

Rena Wißmeier (Regiestelle SGB II – Hessischer Städtetag), Franz Hütter (BRAIN HR)
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Kampagne „Löwen im Herz – Hessen integriert“ gestartet

(Hm) Das Hessische Ministerium 
für Soziales und Integration hat am  
18. November 2016 in Wiesbaden 
die Kampagne „Löwen im Herz - 
Hessen integriert!“ gestartet. Sie 
soll den Zusammenhalt in unserer 
Gesellschaft stärken.

Von der Kampagne soll vor allem die 
Botschaft ausgehen, dass das Land 
Hessen in der Vergangenheit viele 
Menschen aus anderen Kulturen 
erfolgreich integriert hat und dass 
wir kulturelle Vielfalt grundsätzlich 
als Gewinn für die gesamte Gesell-
schaft erleben. Der Blick auf die bis-
her in aller Regel gelungene Integra-
tion in Hessen soll für die aktuellen 
Aufgaben der Integration ermutigen.

Der Erfolg gelungener Integration 
steht jedoch selten im Fokus öf-
fentlicher Aufmerksamkeit. Sie wird 
viel zu oft als Selbstverständlichkeit 
wahrgenommen, über die nicht be-

richtet und geredet werden muss. 
Dabei sehen mehr als 80 % sich als 
gut oder sehr gut integriert. Zu die-
sem Ergebnis kommt auch das In-
tegrationsbarometer des Sachver-
ständigenrats deutscher Stiftungen 
für Integration und Migration (SVR), 
das am  26. April 2016 in Berlin vor-
gestellt wurde.

Integration ist leider dann ein The-
ma, wenn sie misslingt. Hinter sol-
chen öffentlichen Debatten tritt in 
der Wahrnehmung bedauerlicher-
weise zurück, dass Menschen mit 
Migrationshintergrund hierzulande 
ganz überwiegend gut integriert 
sind und sich sehr wohl fühlen. Mit 
der Kampagne „Löwen im Herz - 
Hessen integriert!“ will das Land 
Hessen genau den Menschen ein 
Gesicht geben, die hier oftmals be-
reits seit vielen Jahren leben und un-
sere Gesellschaft in vielerlei Hinsicht 
bereichern.
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Bildung, 
Kinder 
und Jugend

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Änderungen des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) in Kraft getreten

Am 1. Januar 2014 sind die Ände-
rungen des Hessischen Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuches (HKJGB) 
in Kraft getreten. Das Gesetz greift 
zwei von drei wesentlichen Forde-
rungen des Hessischen Städte-
tages auf: Zusammenführung der 
Fördertatbestände und Umstellung 
der platz- auf die kindbezogene För-
derung. Darüber hinaus führt das 
Gesetz Qualitätspauschalen unter 
anderem für die Durchführung des 
Bildungs- und Erziehungsplanes 
ein. Dies wird ebenfalls von den 
Städten und Gemeinden in Hessen 
begrüßt. Der Gesetzentwurf über-
nimmt die bisherigen Mindeststan-
dards und hinterlegt sie mit einem 
durch das Urteil des Staatsgerichts-
hofes vom 6. Juni 2012 notwendigen 
Kostenausgleich, sieht aber für die 
anderen Aufgaben keine wesentli-
chen originären Landesmittel vor. 
Dies bedauert der Hessische Städ-
tetag, da die bundesgesetzlich vor-
gesehene Aufgaben stetig anwach-
sen.

Investitions- und Betriebskosten 
werden weiter zu einem ganz über-
wiegenden Teil durch die Städte 
und Gemeinden getragen. Dabei 
haben sowohl Bund und Land we-
gen der Übertragung einer p ichti-
gen Selbstverwaltungsaufgabe eine 
konnexitäre Kostentragungsp icht 
als auch die freien Träger nach § 74 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SGB VIII eine 
angemessene Eigenleistung zu er-
bringen. Letztere braucht nicht aus-
schließlich aus Geld zu bestehen, 
wenn der Träger nach seiner Struk-
tur zur Bereitstellung nennenswerter 
Geldmittel nicht in der Lage ist und 
ihm auch keine besonderen Einnah-
men aus Spenden und Sammlungen 
zur Verfügung stehen. Im Allgemei-
nen ist eine Eigenleistung zwischen 
15 und 25 % der entstehenden Ge-
samtkosten angemessen. Dies hat 
das Bundesverwaltungsgericht in 
einem Urteil vor kurzem in ständiger 
Rechtsprechung erneut bekräftigt: 

BVerwG, Urteil vom 17.7.2009 – 5 C 
25/08 –. Ein Drittel der Platzkosten 
können bzw. sollen grundsätzlich 
die Eltern durch Gebühren und Bei-
träge aufbringen. Eltern, die sich die 
Betreuungsgebühren nicht leisten 
können, können einen Antrag bei 
dem zuständigen Jugendhilfeträger 
nach § 90 SGB VIII stellen.

Das Gesetz regelt des Weiteren un-
ter anderem die Mindeststandards 
zur Gewährleistung des Kindes-
wohls in Tageseinrichtungen in den 
§§ 25a bis 25d HKJGB neu. Gleich-
zeitig wird mit dem Ziel der Redu-
zierung des Verwaltungsaufwandes 
eine Rahmenbetriebserlaubnis ein-
geführt.

Nicht in jedem Fall muss am 1. Ja-
nuar 2014 eine neue Rahmenbe-
triebserlaubnis beantragt werden. 
Vielmehr kann mit einer gültigen 
Betriebserlaubnis weiter gearbeitet 
werden, jedenfalls bis zum Ende der 
Übergangsfrist am 1. September 
2015 (§ 57 Abs. 1 HKJGB).

Mit der Einführung der Rahmenbe-
triebserlaubnis im Sinne eines grö-
ßeren Gestaltungsspielraums des 

Trägers steigt die Bedeutung der 
bestehenden Meldep ichten der 
Träger gegenüber den zuständigen 
Jugendämtern gemäß § 47 Ach-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB 
VIII), § 15 Hessisches Kinder- und 
Jugendhilfegesetzbuch (HKJGB). 
Dabei ist hervorzuheben, dass sich 
der Umfang der derzeit bestehen-
den Meldep ichten mit dem neuen 
Betriebserlaubnisverfahren nicht 
verändert hat, vielmehr wurde durch 
das Bundeskinderschutzgesetz in 
§ 47 SGB VIII nunmehr ausdrück-
lich geregelt, dass sog. „besonde-
re Vorkommnisse“ unverzüglich zu 
melden sind. Ergänzend wird darauf 
hingewiesen, dass es in Verantwor-
tung des Jugendamtes zu entschei-
den ist, ob, wie es § 47 SGB VIII 
verlangt, jede Personaländerung zu 
melden ist. Über die Meldep ichten 
nach § 47 SGB VIII hinaus muss, da-
mit das zuständige Jugendamt ge-
mäß § 15 HKJGB überprüfen kann, 
ob die Voraussetzungen für die Be-
triebserlaubnis auch im laufenden 
Betrieb weiterhin vorliegen, der Trä-
ger in der jährlichen Meldung nach 
§ 47 SGB VIII auch Angaben über 
das Alter und die Betreuungszeit der 
betreuten Kinder machen.

Bildung, 
Kinder 
und Jugend
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Schlimmer geht immer: 
Bund legt erneute Reform des SGB VIII vor

(Hm) Der Bund befindet sich im 
Wahlkampf – schon lange. Und doch 
arbeiten sich einzelne Ministerien an 
vermeintlichen Aufträgen aus Koa-
litionsverträgen und gut gemeinten 
Wünschen Einzelner ab. Was dabei 
herauskommt ist und bleibt „Murks“, 
und lässt zugleich erkennen, dass 
entweder auch die Ministerien in 
solcher Eile arbeiten müssen, dass 
sie Konsequenzen ihrer Vorschläge 
gar nicht mehr erkennen oder die 
Systematik des Sozialgesetzbuches 
wirklich nicht verstanden haben. 
Abgestimmt zwischen den Ressorts 
sind sie dann zu allem Übel auch 
nicht und werden in der Umsetzung 
zu Chaos und einem administrativen 
Kollaps führen.  

Zu diesen „Eil-Entwürfen“, zu denen 
die Kommunalen Spitzenverbände 

drei Tage Zeit zur Stellungnahme 
haben, gehört auch der neuerliche 
Reformversuch des Bundesminis-
teriums für Familie, Senioren, Frau-

en und Jugend (BMFSFJ). Eilig wird 
versichert, dass dieser Gesetzent-
wurf aber nun – nach dem 4. Anlauf – 
wirklich „der“ letzte Reformentwurf 
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sei, welcher auf jeden Fall noch vor 
der Sommerpause verabschiedet 
werden soll. Und es ist auch hier so 
wie immer in dieser Legislaturperio-
de: das BMFSFJ beachtet weder die 
Systematik des Sozialgesetzbuches 
noch die Gesetzgebungskompeten-
zen des Grundgesetzes. 

Zum Mitschreiben: die Kinder- und 
Jugendhilfe ist eine pflichtige Selbst-
verwaltungsaufgabe. Die Ausfüh-
rung des Achten Buches Sozialge-
setzbuch liegt einzig in der Hand 
der Jugendhilfeträger. Der Bund soll 
sich weitgehend aus der Ausführung 
der Aufgaben heraushalten. Das 
„wie“ der Ausführung einer Aufgabe 
soll ganz bewusst vor Ort passieren 
und dem Kind und seinen Bedarfen 
gerecht werden. 

Gleichwohl will das BMFSFJ erneut 
feste und starre Vorgaben für Ver-
fahren vorgeben, die den Spielraum 
zur Umsetzung im Einzelfall nicht 
nur erschweren, sondern nahezu 
umfassend begrenzen. Da werden 
regelungswütig Verfahrensvorga-
ben, umfassende jährliche Berichts-
pflichten und Dokumentations-
pflichten ins Gesetz geschrieben, 
die die Arbeitsweise des einzelnen 
Jugendamtsmitarbeiters insoweit 
ausfüllen, dass für die eigentliche 
Arbeit mit Kind und Eltern wenig Zeit 
bleibt. So sieht der neue § 36a SGB 
VIII-E verpflichtend neue Dokumen-
tationspflichten vor. Der Hilfeplan 
selbst soll immer verpflichtend in 

familiengerichtlichen Verfahren in 
Gänze vorgelegt werden (§ 50 SGB 
VIII-E). Die kommunalen Spitzen-
verbände plädieren dafür, die Hil-
feplanung so zu belassen, wie sie 
derzeit vorgesehen ist. Die starren 
Vorgaben in den nachfolgenden 
Vorschriften der §§ 36a, 36b SGB 
VIII-E höhlen die kommunale Selbst-
verwaltungsfreiheit in erheblichem 
Maße aus.

Es ist festzustellen, dass das Kin-
der- und Jugendstärkungsgesetz 
in wesentlichen Teilen hinter der ur-
sprünglich angedachten umfassen-
den Reform des SGB VIII zurück-
bleibt und zugleich in wesentlichen 
Teilen den Aussagen im Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD für die 18. Legislaturperiode wi-
derspricht, wonach die Kinder- und 
Jugendhilfe zu einem inklusiven, 
effizienten und dauerhaft tragfähi-
gen und belastbaren Hilfesystem 
weiterentwickelt werden soll. Statt-
dessen werden neue Schnittstellen 
aufgemacht, die die ausführenden 
Behörden vor erhebliche Herausfor-
derungen stellen.

Die „Umsetzung“ der Regelungen 
der VN-Behindertenrechtskonventi-
on sowie der Regelungen des Bun-
desteilhabegesetzes im SGB VIII 
sind nicht durchdacht. Die Erweite-
rung der Leitnorm in § 1 SGB VIII-E 
um das Recht des jungen Menschen 
auf Teilhabe am Leben, um die Auf-
träge der Jugendhilfe für die Ver-
wirklichung der Inklusion sowie für 

die Ermöglichung ombudsschaftli-
cher Beratung und Begleitung von 
jungen Menschen und Familien 
werden einen erheblichen Ausbau 
der Leistungen der Jugendhilfe und 
damit Mehrkosten im Personal- und 
Sachhaushalt der Kommunen zur 
Folge haben. Diese Mehrkosten sind 
im Gesetzentwurf nicht ausreichend 
berücksichtigt, die Finanzierung ist 
damit nicht geklärt. Der bloße Ver-
weis auf das SGB IX beinhaltet eine 
Übertragung von Antragsfristen etc. 
in das SGB VIII und kann daher nicht 
als bloße redaktionelle Ergänzung 
hingenommen werden. An dieser 
Stelle wird einmal mehr deutlich, 
dass die Bücher des Sozialgesetz-
buches nach dem Inkrafttreten nicht 
mehr kompatibel sind und neue 
Schnittstellen erzeugt werden. Das 
Nebeneinander von Gesamtplan 
und Hilfeplan wird trotz § 21 SGB IX 
in der Praxis bei Mehrfachbehinde-
rungen noch zu erheblichen Proble-
men führen.

An der Ergänzung des § 41 Abs. 3 
SGB VIII wird dann besonders deut-
lich, dass diejenigen, die da am Wer-
ken und Wirken sind, keinen blassen 
Schimmer von der Systematik, der 
Methode und der Gesetzessprache 
des Sozialrechts haben: wer hät-
te gedacht, dass die Beendigung 
der Hilfe die erneute Gewährung 
einer erforderlichen Hilfe nicht aus-
schließt? Eine solche Regelung ist 
vollkommen unnötig, denn sie ergibt 
sich bereits aus dem Sozialgesetz-
buch und ist Grundlage eines juris-
tischen Studiums und einer Ausbil-
dung einer qualifizierten Fachkraft, 
die im Jugendamt tätig ist. Sie wirft 
im Gegenteil Fragen auf: sind die 
anderen Tatbestände präkludiert, 
wenn eine Hilfe einmal beendet wur-
de?

Vor einer Ausweitung der Mitglieder 
des Jugendhilfeausschusses in § 71 
SGB VIII-E und die Schaffung eines 
Bundesjugendkuratoriums in § 83 
SGB VIII-E sollten wir uns im Klaren 
darüber sein, dass einerseits eine 
Ausweitung der beratenden Mitglie-
der des Jugendhilfeausschusses 
immer größere Ausmaße annimmt, ©
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die die Verfahren und Arbeitspro-
zesse erheblich erschweren und zu 
Strukturen unterhalb des eigentli-
chen Ausschusses und seiner Fach-
ausschüsse führen, die der Sache 
nicht dienlich ist. Andererseits sollte 
man sich fragen, wie viele unnötige 
Gremien mit kostenintensiven Be-
setzungen man noch einführen will. 
Das Geld sollte besser den örtlichen 
Trägern als Budget für ihre qualita-
tive Zusammenarbeit auf örtlicher 
Ebene oder – noch besser – den Kin-
dern unmittelbar zufließen.

Die beiden Änderungen des Ge-
setzes zur Kooperation und Infor-
mation im Kinderschutz (Befugnis 
anderer Personen / Behörden zur 
Information des Jugendamtes und 
Zusammenwirken von Strafverfol-
gungsbehörden und Jugendamt) 
sind gut gemeint, können aber zu ei-
ner erheblichen Mehrarbeit (u. U. un-
berechtigte Meldungen) führen und 
damit einen erheblichen (konnexitä-
ren) Personal- und Arbeitsaufwand 
auslösen. 

Einen historischen Moment will 
uns die „kreative“ Mann- und Frau-
schaft des BMFSFJ dann auch noch 
bescheren: die „AG 78“ wird zur  
„AG 76“. 

Die Städte in Hessen plädieren 
deutlich dafür, auch diesen Ge-
setzentwurf abzulehnen. Weder 
sind die fachlichen Aspekte richtig 
beleuchtet worden, noch liegt eine 
vernünftige und akzeptable Kos-
tenfolgenabschätzung vor. Eine sol-
che komplexe Reform des SGB VIII 
kann nicht innerhalb von wenigen 
Wochen vollzogen werden, sondern 
sollte wohl überlegt und beraten 
sein. Auch hier gilt: Gründlichkeit vor 
Schnelligkeit!

Jugendhilfekommission 
verabschiedet Arno Goßmann
Die Jugendhilfekommission SGB 
VIII hat in ihrer Sitzung am 16. März 
2017 in Wiesbaden ihren langjähri-
gen Vorsitzenden und stellvertre-
tenden Vorsitzenden, Bürgermeister 
Arno Goßmann, Wiesbaden, verab-

schiedet. Der stellvertretende Vor-
sitzende, Stefan Gerland, von der 
Diakonie Hessen bedankte sich im 
Namen aller Teilnehmer für die part-
nerschaftliche Zusammenarbeit, die 
Hinwirkung auf die konsensualen 
Beschlussfassungen der Kommis-
sion und die stets lösungsorientierte 
Gesprächsführung des Vorsitzen-
den. Die Teilnehmer bekundeten ihre 
Dankbarkeit mit lang anhaltendem 
Beifall.

UVG-Reform auf 1. Januar 2018 verschieben

(Hm) „Die Städte in Hessen begrü-
ßen die Inhalte der geplanten und 
zurzeit im Bundestag beratenen Re-
form des Unterhaltsvorschussge-
setzes ausdrücklich. Sie lässt sich 
jedoch zeitlich landesweit in keiner 
Stadt bis zum 1. Juli 2017 umsetzen“, 
sagt der Präsident des Hessischen 
Städtetages, OB Patrick Burghardt, 
Rüsselsheim am Main. „Deswegen 
plädieren wir dafür, die angekündig-
te Reform auf den 1. Januar 2018 zu 
verschieben.“ Landesweit brauchen 
33 Unterhaltsvorschusskassen in 
den hessischen Jugendämtern qua-
lifiziertes Personal. „Es ist utopisch 
zu glauben, dass man bundesweit in 
jedem Bundesland so schnell orga-
nisatorisch und personell die Reform 
umsetzen kann. Wie so oft denkt der 

Bund nicht an die administrative 
Umsetzung seiner Beschlüsse.“ 

Für die Reform des Unterhaltsvor-
schussgesetzes (UVG) soll u. a. 
geregelt werden, dass der Unter-
haltsvorschuss unbegrenzt für Min-
derjährige bis zur Vollendung des 18. 
Lebensjahres ausgezahlt werden 
soll. Die Altersgrenze wird von der 

Vollendung des 12. Lebensjahres 
auf die Vollendung des 18. Lebens-
jahres angehoben. Die Bezugsdau-
ergrenze (bisher maximal sechs 
Jahre) soll abgeschafft werden. Die 
Änderungen sollen zum 1. Juli 2017 
in Kraft treten. 

„Fachlich haben wir uns eine solche 
Reform seit Jahren gewünscht, um 
insbesondere auch die Schnittstelle 
zum SGB II zu bereinigen. Allerdings 
ist die Finanzierung – auch des zu-
sätzlichen Personals – noch völlig 
ungeklärt. Auf dieser Grundlage 
können wir unter keinen Umständen 
eine solche Reform befürworten 
und den Menschen versprechen, ab 
dem 1. Juli 2017 ihre Anträge zu be-
arbeiten“, sagt Burghardt.
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Mehr Urlaub für jüngere Beamtinnen und Beamte

Beamtinnen und Beamte, die das 
40. Lebensjahr noch nicht erreicht 
haben, erhalten zukünftig mehr Ur-
laub. Dies folgt aus der neuen Hes-
sischen Urlaubsverordnung, die am 
24. Dezember 2013 in Kraft getreten 
ist.

Das Bundesarbeitsgericht hat mit 
Urteil vom 20. März 2012 (9 AZR 
529/10) für den Arbeitnehmerbe-
reich entschieden, dass eine Staf-
felung der Urlaubsdauer ab dem 30. 
und dem 40. Lebensjahr gegen das 
Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz verstößt. Somit bedurfte es 
einer Änderung der Hessischen Ur-
laubsverordnung. 

Nunmehr sieht § 5 HUrlVO einen 
Urlaubsanspruch von 30 Arbeitsta-
gen für Beamtinnen und Beamte vor, 
deren regelmäßige Arbeitszeit auf 
fünf Tage in der Kalenderwoche ver-
teilt ist. Bislang hatten Beamtinnen 
und Beamte bis zum 30. Lebens-
jahr einen Urlaubsanspruch von 
26 Arbeitstagen und Beamtinnen 
und Beamte bis zum 40. Lebens-

jahr einen Urlaubsanspruch von 
29 Arbeitstagen. Anwärterinnen und 
Anwärter sowie Referendarinnen 
und Referendare erhalten nunmehr 
einen Urlaubsanspruch von 27 Ar-
beitstagen.

Zudem sind Bestandsschutz- und 
Hineinwachsensregelungen für die 
vorhandenen Beamtinnen und Be-
amten vorgesehen. So behalten Be-
amtinnen und Beamte, die bereits ei-

nen Urlaubsanspruch von 33 Tagen 
erworben haben, diesen Anspruch 
weiterhin (Bestandsschutz). Beam-
tinnen und Beamte bis einschließ-
lich Jahrgang 1969 erhalten ab dem 
Erreichen des 50. Lebensjahres 33 
Urlaubstage. Zudem wurde eine 
Rechtsgrundlage für die Nachge-
währung von Urlaubstagen für die 
Kalenderjahre 2011, 2012 und 2013 
für die unter 40-jährigen Beamtin-
nen und Beamten geschaffen.
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Nach dem Willen der schwarz-grü-
nen Koalition soll es eine weitere 
Novelle der Hessischen Gemeinde-
ordnung geben. Mit dem Ziel, noch 
mehr unmittelbare Bürgerbeteili-
gung zu erreichen, sollen die Rege-
lungen zum Bürgerbegehren über-
arbeitet werden. Angedacht ist die 
Herabsenkung des Zustimmungs-
quorums beim Bürgerentscheid von 
bisher 25 % auf 15 % der Stimmbe-
rechtigten. Der Gesetzesänderung 
soll eine Evaluation der kommunalen 
Erfahrungen zu Bürgerbegehren vo-
rausgehen.
Die Koalitionspartner beschreiten 
den richtigen Weg, sofern sie vor ei-
ner weiteren Novelle der Hessischen 
Gemeindeordnung die kommuna-
len Erfahrungen zu den zurücklie-
genden Änderungen der Kommu-

nalverfassung berücksichtigen. Zu 
belegen ist, ob die Staffelung des 
Einleitungsquorums bei Bürgerbe-
gehren nach Größenordnung der 
Städte tatsächlich zu einer Erhö-
hung erfolgreicher Bürgerentschei-
de geführt hat. Eingehend wird zu 
untersuchen sein, welche Wirkung 
eine Senkung des Zustimmungs-
quorums für das Ehrenamt hat. Die 
Bedeutung einer ehrenamtlich täti-
gen Stadtverordnetenversammlung 

wird in Frage gestellt, sofern deren 
Entscheidung durch 15 % der wahl-
berechtigten Bevölkerung aufgeho-
ben oder ersetzt werden kann. 
Auch die repräsentative Demo-
kratie auf lokaler Ebene ist schüt-
zenswertes Gut. Die Ausübung des 
ehrenamtlichen Mandats als Ge-
meindevertreter oder Mitglied des 
Magistrats ist durch Wahl legitimier-
te Bürgerbeteiligung. 

Noch mehr unmittelbare Demokratie?
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Der Ortsbeirat im Gefüge der hessischen Kommunalverfassung

(Gi/Za) Politik auf kommunaler Ebe-
ne wird nicht nur von den Gemeinde-
vertretungen, Stadtverordnetenver-
sammlungen, Gemeindevorständen 
und Magistraten gestaltet, sondern 
auch von den Ortsbeiräten. Die-
se stehen in der Herausforderung, 
ihr besonderes Wissen über die 
besonderen Zusammenhänge in 
ihrem Ortsteil in die politische Mei-
nungsbildung der gemeindlichen 
oder städtischen Organe erfolgreich 
einzubringen. Das den Ortsbeirä-
ten dafür zur Verfügung stehende 
rechtliche Instrumentarium und die 
Reichweite ihrer Gestaltungsmög-
lichkeiten sind regelmäßige Gegen-
stände der in unserer Geschäftsstel-
le eingehenden Rechtsfragen. Um 
den Lesern unserer Informationen 
eine Gesamtübersicht zum recht-
lichen Umfeld, in welchem sich die 
Ortsbeiräte in Hessen bewegen, zu 
verschaffen, werden wir in dieser 
und den folgenden Ausgaben ins-
gesamt vier Artikel zu diesem The-
menkreis veröffentlichen. Der erste 
Artikel dieser Reihe befasst sich mit 
der Bildung und Zusammensetzung 
der Ortsbeiräte sowie der besonde-
ren Situation von Ortsbeiräten, die 
im Zusammenhang der kommu-
nalen Gebietsreform in den siebzi-
ger Jahren entstanden sind. In der 
nächsten Ausgabe werden wir auf 
die Rechte und Pflichten der Orts-
beiräte eingehen. Die letzten beiden 
Artikel werden sich mit dem Verfah-
ren im Ortsbeirat und zu regelmäßig 
wiederkehrenden Fragen zu den 
Rechten des Ortsbeirats auseinan-
dersetzen.

Teil 1: Die Bildung und Zusammen-
setzung von Ortsbeiräten
Nach § 81 I 1 Hessische Gemein-
deordnung (HGO) können in den 
Gemeinden durch Beschluss der 
Gemeindevertretung nicht zwin-
gend flächendeckende Ortsbezirke 
gebildet werden (Borchmann/Breit-
haupt/Kaiser, Kommunalrecht in 
Hessen, 3. Aufl., 5.2.). Ausweislich 
des Gesetzestextes („können“) steht 
es im freien Ermessen der Gemein-

devertretung, derartige Ortsbezirke 
zu bilden. Sofern sich die Gemein-
devertretung zur Bildung von Orts-
bezirken entschließt, ist sie gemäß 
§ 81 I 2 HGO verpflichtet, für jeden 
Ortsbezirk einen Ortsbeirat zu er-
richten.

Die Gründung eines Ortsbeirats be-
zweckt einerseits, die Sonderinter-
essen des Ortsbezirks ausreichend 
zu vertreten, und andererseits, 
eine bürgernahe Erfüllung kommu- 
naler Aufgaben zu gewährleisten 
(HessVGH, Beschl. v. 30.6.1977 –  
V N 11/73).

Die drei bis neun bzw. 19 Ortsbei-
ratsmitglieder in Ortsbezirken mit 
mehr als 8.000 Einwohnern werden 
von den Bürgern des Ortsbezirkes 
gleichzeitig mit den Gemeinde-
vertretern für fünf Jahre gewählt  
(§§ 82 I, 36 HGO). Für die Wahl der 
Ortsbeiratsmitglieder gelten die 
Vorschriften für die Wahl der Ge-
meindevertretung sinngemäß (§ 82 I 
2 HGO). Wahlberechtigt ist, wer seit 
mindestens drei Monaten in der Ge-
meinde seinen Wohnsitz hat, das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet 
hat und Deutscher im Sinne des Art. 
116 GG oder Unionsbürger ist (§ 30 I 
HGO). Wählbar ist, wer am Wahltag 
das achtzehnte Lebensjahr vollen-
det hat und bereits seit mindestens 
sechs Monaten in der Gemeinde sei-
nen Wohnsitz hat (§ 32 I HGO).
Mit der Verlegung seines Wohnsitzes 
in einen anderen Ortsbezirk dersel-
ben Gemeinde drei Monate vor der 
Kommunalwahl verliert der Bürger 

zwar nicht sein Stimmrecht für die 
Gemeindevertretung, aber er verliert 
sein Wahlrecht hinsichtlich der Orts-
beiratswahl, da die Voraussetzung 
des § 30 I 1 1 Nr. 3 HGO nicht mehr 
vorliegt. Derselbe Gedanke gilt auch 
für Ortsbezirksmitglieder, die wäh-
rend der Wahlzeit ihren Wohnsitz in 
einen anderen Ortsbezirk verlegen, 
da nachträglich ein Tatbestand ein-
tritt, der den Ausschluss der Wähl-
barkeit zur Folge hat, sodass i.S.d.  
§ 33 HGO die Tätigkeit als Mitglied 
des Ortsbeirats endet und dieser 
sofort aus dem Ortsbeirat ausschei-
det.

Über die Gültigkeit der Wahl ent-
scheidet die neu gewählte Gemein-
devertretung und nicht der gewähl-
te Ortsbeirat. Zur Gewährung von 
Rechtssicherheit empfiehlt es sich, 
nicht pauschal über die Gültigkeit 
zu entscheiden, sondern für jeden 
Ortsbezirk separat, da sie bei Er-
hebung von Einsprüchen wegen 
Wahlrechtsverstößen ohnehin eine 
solche Pflicht trifft (Simon/Benne-
mann, Kommunalverfassungsrecht 
Hessen – Hessische Gemeindeord-
nung, Kommentare, April 2015, § 82, 
Rn. 24).

Die Mitglieder des Ortsbeirats sind 
ehrenamtlich Tätige im Sinne der 
§§ 24 bis 27 HGO (§ 82 II 1 HGO), 
welche in ihrem Status den Gemein-
devertretern gleich stehen (Simon/
Bennemann, Kommunalverfas-
sungsrecht Hessen – Hessische 
Gemeindeordnung, Kommentare,  
April 2015, § 82, Rn. 37).
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Für die Ortsbeiratsmitglieder gilt ins-
besondere die Regelung über das 
freie Mandat gemäß § 35 I HGO, wo-
nach die Mitglieder des Ortsbeirats 
ihre Tätigkeit nach ihrer freien, nur 
durch Rücksicht auf das Gemein-
wohl bestimmten Überzeugung aus-
üben und insoweit nicht an Anträge 
und Wünsche der Wähler gebunden 
sind. Zur Sicherung dieser Stellung  
darf sie niemand an ihrer Bewer-
bung und Ausübung ihres Mandats 
hindern (§ 35a I 1 HGO). Auf der an-
deren Seite sind sie zur Verschwie-
genheit und Einhaltung der Treue 
verpflichtet und etwaige Verstöße 
können als Ordnungswidrigkeit mit 
einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro 
geahndet werden (§ 24a II HGO).

Handlungsfähig ist der gewählte 
Ortsbeirat aber erst, wenn er sich in 
seiner ersten Sitzung nach der Wahl 
mit der Wahl seines Vorsitzenden 
(sog. Ortsvorsteher), seines Stell-
vertreters sowie eines Schriftführers 
durch die Ortsbeiratsmitglieder kon-
stituiert hat (§ 82 V 1 HGO).

Der Ortsvorsteher und sein Stellver-
treter können nur vorzeitig aus dem 
Amt ausscheiden, wenn sie nach  
§ 57 II HGO durch eine zwei-Drittel-
Mehrheit der in der Hauptsatzung 
der Gemeinde bestimmten Zahl der 
Ortsbeiratsmitglieder abgewählt 
wurden.

Der Ortsbeirat als Folge 
der Gebietsreform
Anlass für die Gebietsreform waren 
die gesellschaftspolitischen Wand-
lungsprozesse, bei denen es zu 
Abwanderungen in den Kleinstge-
meinden und zum Bevölkerungszu-
wachs in den zentralen Gemeinden 
kam, wobei die damit einhergehen-
den Aufgaben von den kleineren 
Selbstverwaltungskörperschaften 
mangels Verwaltungskraft nicht be-
wältigt werden konnten. Nach der 
Rechtsprechung sind Eigenständig-
keit und das Gebiet des einzelnen 
Kreises und der Gemeinden verfas-
sungsrechtlich nicht geschützt und 
können daher zum öffentlichen Wohl 
verändert werden. Art. 28 GG und 
Art. 137 HV schützen den institutio-
nellen Bestand der Gemeinde, d.h. 
die Rechts- und Organisationsform 
nicht den Bestand einer einzelnen 
Gemeinde (BVerfG Urt. v. 29.4.1958 – 
2 BvL 25/56). Vor diesem Hintergrund 
wurden in den 70-er Jahren durch 
Gesetz bzw. Zwang leistungsfähi-
gere Strukturen durch umfassende 
territoriale kommunale Neugliede-
rungen geschaffen (vgl. dazu Erwin 
Stein, 30 Jahre Hessische Verfas-
sung 1946-1976, Wiesbaden 1976,  
S. 378 f.). Die inhaltliche Ausgestal-
tung der Zusammenführung von 
Gemeinden zu einer größeren Ge-
meinde oder Stadt mit Ortsbezirken 
erfolgte im Rahmen von Grenzände-
rungsverträgen.

Nach mehr als 40 Jahren stellt sich 
die Frage, ob die Inhalte der Grenz-
verträge auch dann noch Geltung 
haben, wenn sich die Lebensver-
hältnisse und administrative Not-
wendigkeiten in der Gebietskör-
perschaft verändert haben. Die 
Gemeindevertretung darf über deren 
Auflösung (§ 81 II 1 HGO) entschei-
den, soweit sich die zur Einführung 
der Ortsbezirke zugrunde gelegten 
zeitlichen, siedlungsstrukturellen 
und gesellschaftlichen Verhältnis-
se verändert haben (OVG Rhein-
land-Pfalz, Urt. v. 9.11.1999 – 7 C 
10881/99). Die Grenzänderungsver-
träge können bei so wesentlichen 
Veränderungen der Verhältnisse, die 
für die Festsetzung des Vertrags-
inhalts maßgebend gewesen sind, 
dass einer Vertragspartei das Fest-
halten an der ursprünglichen Rege-
lung nicht zugemutet werden kann, 
gemäß § 60 HVwVfG geändert wer-
den (BVerwG Beschl. v. 9.1.1978 –  
IV B 183.77). Eine Verschlechterung 
der wirtschaftlichen Situation ei-
ner Gemeinde stellt grundsätzlich 
keine wesentliche Änderung dar 
(VG Freiburg, Urt. v. 12.2.2005 –  
7 K 1212/04). Weiterhin gilt, dass die 
Verträge unter Beachtung aktueller 
gesetzlicher Vorgaben auszulegen 
sind. Die Inhalte der „Altverträge“ 
und die Ortsbezirke selbst genießen 
deshalb nicht in jedem Fall ewigen 
Bestandsschutz.
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Hessischer Städtetag und Vivento: 
Mit zuverlässiger Partnerschaft in die Zukunft

(Gi) Der Hessische Städtetag und 
Vivento, der Personaldienstleister 
der Deutschen Telekom, haben ihre 
langjährige Zusammenarbeit Ende 
2016 mit zwei Rahmenverträgen 
weiter intensiviert. Lesen Sie dazu 
das Interview mit Stephan Gieseler, 
Geschäftsführender Direktor des 
Hessischen Städtetags und Ingo 
Oestreicher, Kundenbeauftragter für 
Vivento.

Fragen und Antworten:
Herr Gieseler, weshalb hat sich 
der Hessische Städtetag für die 
Rahmenverträge zur Personalun-
terstützung und Interamt entschie-
den?

Gieseler: Für unsere Städte und 
Gemeinden ist eine leistungsfähige 
und funktionierende Verwaltung von 
hoher Bedeutung. Daher schauen wir 
als Verband auch mit besonderem 
Augenmerk darauf, wie entstehende 
Personalbedarfe gut abgedeckt wer-
den können und welche organisato-
rischen Erleichterungen wir unseren 
Mitgliedern an dieser Stelle bieten 
können. Personalverwaltungen müs-
sen fähig sein, sich kurzfristig Anfor-
derungen anzupassen. Sie müssen 
schnell und flexibel agieren können. 
Da sind solche Angebote, wie von Vi-
vento, sehr positiv.

Und welche Vorteile erhoffen Sie 
sich von der Nutzung von Interamt?
Gieseler: Den Einsatz eines mo-
dernen und effizienten Recruiting-
Instruments wie Interamt halte ich 
auch vom strategischen Ansatz des 
Personalmarketings für vernünftig. 
Unsere Mitglieder können sich mit-
hilfe von Interamt als attraktiver und 
moderner Arbeitgeber präsentieren 
und ihr Recruiting in jeder Phase der 
Stellenbesetzung vereinfachen. In-
teramt ist daher auch für uns als Ver-
band erste Wahl, wenn wir eine Stelle 
ausschreiben.

Sie sprechen von organisatori-
schen Erleichterungen. Können Sie 
das konkretisieren?
Gieseler: Durch die Rahmenverträ-
ge können unsere Mitglieder zwei-
fach profitieren. Zum einen werden 
Abordnungen und Versetzungen von 
Telekom-Mitarbeitern formal deutlich 
erleichtert. Unseren Städten und Ge-
meinden steht hier ein fertiges Ver-
tragswerk zur Verfügung, das recht-
lich geprüft ist und die Zustimmung 
unserer drei kommunalen Spitzen-
verbände genießt. Der Interamt-Rah-
menvertrag bietet einen leichteren 
Zugang zum Online-Recruiting-Sys-
tem. Ausschreibende Verwaltungen 
können damit auch ihr komplettes 
Bewerbermanagement abbilden. So 
sparen sie viel Zeit und Ressourcen.

Herr Oestreicher, hat die Telekom 
denn das Personal, das hierzulan-
de gebraucht wird?
Oestreicher: Absolut. Als langjäh-
riger Partner vieler hessischer Ver-
waltungen bringen wir die richtigen 
Mitarbeiter zum richtigen Zeitpunkt 
an den richtigen Platz. Unsere Mitar-
beiter verfügen über einen attraktiven 
Mix an Kompetenzen. Das Interesse 
richtet sich vor allem an Verwaltungs-
kräfte für die allgemeine Administra-
tion und IT/TK. Aber auch Mitarbeiter 
etwa für Ausländer- und Sozialämter 
oder die Flüchtlingshilfe sind ge-
fragt. Wir sind regional gut aufgestellt 
und entsprechen damit auch dem 
Wunsch unserer Mitarbeiter nach 
wohnortnahen Jobs.

Wie kommen die Rahmenverträge 
bei Ihren Mitgliedern an?
Gieseler: Gut. Die Rahmenvertrags-
bedingungen zwischen allen drei 
kommunalen Spitzenverbänden ab-
zustimmen, benötigte Zeit. Das hing 
auch an einigen juristischen Formali-
en. Viele Mitglieder haben mir signa-
lisiert, dass sie auf die Fertigstellung 
der Verträge richtig gewartet haben, 
für mich ein untrügliches Indiz dafür, 
dass dieses Angebot auf eine positi-
ve Akzeptanz stoßen wird. 
Oestreicher: Die Rahmenverträge 
haben einen neuen Schub bewirkt. 
Unmittelbar nach Unterzeichnung 
haben wir eine Reihe interessierter 
Anfragen sowie konkrete Unterstüt-
zungsgesuche erhalten. Gefragt sind 
vor allem Verwaltungskräfte, die den 
Mehraufwand der Städte und Ge-
meinden, etwa im Rahmen einer Ver-
waltungsmodernisierung oder aktu-
ell in der Flüchtlingshilfe mit schultern 
können. Auch bei Interamt verzeich-
nen wir aufgrund der besonderen 
Konditionen einen positiven Trend. 
Mehrere Städte und Gemeinden ste-
hen kurz vor Vertragsabschluss, was 
uns sehr freut.

Ihr Wunsch an die Zukunft?
Oestreicher: Unsere Zusammenar-
beit ist seit jeher von gegenseitiger 
Fairness und Verbindlichkeit geprägt. 
Das soll so bleiben.
Gieseler: So wie es in der Vergan-
genheit gelaufen ist, möge es auch in 
der Zukunft weitergehen.
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Übertragung des Tarifergebnisses für die Angestellten 
im Öffentlichen Dienst auf die Beamtinnen und Beamten

(Ba) Am 14. März 2017 hat die Hes-
sische Landesregierung mitgeteilt, 
dass das Tarifergebnis für die An-
gestellten im Öffentlichen Dienst auf 
die Beamtinnen und Beamten über-
tragen werden soll.

Die wichtigsten Punkte im Überblick:

•	 Plus 2,0 Prozent ab dem 1. Juli  
	 2017
•	 Sozialkomponente, mindestens  
	 75 Euro
•	 Plus 2,2 Prozent ab dem 1. Februar  
	 2018
•	 Arbeitszeitverkürzung auf 41  
	 Stunden pro Woche bei Erhalt 
	 des Lebensarbeitszeitkontos ab 
	 dem 1. August 2017
•	 Hessenweites Jobticket für den  
	 öffentlichen Personennahverkehr  
	 für alle Landesbediensteten ab  
	 dem 1. Januar 2018.

Das Hessische Ministerium des 
Innern und für Sport hat den über-
arbeiteten Entwurf einer Vierten 
Verordnung zur Änderung der Hes-
sischen Arbeitszeitverordnung vor-
gelegt. Dieser sieht vor, dass für 
alle Beamtinnen und Beamten bis 
zur Vollendung des sechzigsten Le-
bensjahres ab dem 1. August 2017 
eine regelmäßige wöchentliche Ar-
beitszeit von 41 Stunden gilt. Ab 
Beginn des einundsechzigsten Le-
bensjahres oder bei Vorliegen einer 
Schwerbehinderung bleibt es bei 
einer regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit von 40 Stunden. Damit 
wird die seit dem 1. Januar 2004 
für die Beamtinnen und Beamten 
bis zur Vollendung des fünfzigsten 
Lebensjahres normierte regelmäßi-
ge wöchentliche Arbeitszeit von 42 
Stunden wieder reduziert. Als lang-
fristiger Ausgleich für die besonde-
re Belastung der Beamtinnen und 
Beamten mit einer gegenüber den 
Tarifbeschäftigten erhöhten regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
von 42 Stunden wurde den betrof-

fenen Beamtinnen und Beamten seit 
dem 1. Januar 2007 eine Stunde pro 
Woche auf dem Lebensarbeitszeit-
konto gutgeschrieben. Auch nach 
Absenkung der Arbeitszeit soll das 
Lebensarbeitszeitkonto, das zwi-
schenzeitlich insbesondere unter 
dem Gesichtspunkt der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf eine gro-
ße Wertschätzung erfährt, erhalten 
bleiben. Somit erfolgt bei einer regel-
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
von 41 Stunden die Zeitgutschrift 
von einer Stunde von Amts wegen. 
Die 41. Stunde ist damit Bestandteil 
der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit; es besteht eine alimen-
tierte Dienstleistungspflicht. Das 
Lebensarbeitszeitkonto wird – wie 
bislang – in Zeit geführt und in An-
spruch genommen. Für die über 
60-jährigen Beamtinnen und Beam-
ten und die Beamtinnen und Beam-
ten mit Schwerbehinderung wird die 
freiwillige Aufstockungsmöglichkeit 
beibehalten.

Hinsichtlich der avisierten Besol-
dungserhöhung zum 1. Juli 2017 ist 
davon auszugehen, dass die An-
hörung zu dem Gesetzentwurf für 
ein Gesetz über die Anpassung der 
Besoldung und Versorgung im April/
Mai 2017 beginnen wird. 

Für alle Landesbedienstete wird 
ab dem 1. Januar 2018 ein hessen-
weites Jobticket eingeführt. Damit 
kann – unter Beachtung der üblichen 
Mitnahmeregeln für Partner und 
Kinder – in ganz Hessen der öffent-
liche Personennahverkehr kostenlos 
genutzt werden. Das Jobticket soll 
als Freifahrtschein ausgestaltet wer-
den, das heißt es soll die Nutzung 
des Nah- und Regionalverkehrs un-
abhängig von der Strecke Wohnort 
– Dienstort ermöglichen. Der Dienst-
ausweis soll als Legitimation für die 
Berechtigung der Inanspruchnahme 
des öffentlichen Personennahver-
kehrs dienen. Für die Kommunen 
soll keine gesetzliche Verpflichtung 
zur Einführung eines Jobtickets nor-
miert werden. Damit der wirtschaft-
liche Wert der Freifahrtberechtigung 
nicht als Sachbezug zur Anrechnung 
kommt, sondern den Beamtinnen 
und Beamten ungeschmälert zur 
Verfügung steht, ist eine Änderung 
des § 10 Hessisches Besoldungsge-
setz erforderlich. Ein entsprechen-
der Gesetzentwurf wurde im Anhö-
rungsverfahren vorgelegt; es wird zu 
klären sein, ob die geplante Neure-
gelung zu Problemen bei den kom-
munalen Dienstherrn führen kann, 
die bereits eigene Jobticketmodelle 
anbieten.
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(Ri) Etwa 100 Mitglieder des Hessi-
schen Landtags, Vertreter der Zivil-
gesellschaft, Kommunalpolitiker und 
Mitarbeiter der Ministerien kamen 
am 25.1.2017 im Hessischen Land-
tag zu einem Parlamentarischen 
Abend zum Thema Agenda 2030 
– globale nachhaltige Entwicklung 
und Innovation in Hessen zusam-
men. Dieser Abend bot den Rahmen 
für einen produktiven Dialog zwi-
schen Parlamentarierinnen und Par-
lamentariern, dem Wirtschafts- und 
Umweltministerium, Hessischen 
Städtetag, Entwicklungspolitischem 
Netzwerk Hessen, der Wirtschaft so-
wie der Zivilgesellschaft. 

Eingeleitet wurde der Parlamentari-
sche Abend mit einem Vortrag von 
Dr. Imme Scholz vom Deutschen 
Institut für Entwicklungspolitik (DIE) 
zur Umsetzung der 2030-Agenda auf 
Ebene der Bundesländer. Durch ih-
ren Vortrag stimmte Frau Dr. Scholz 
allgemein in die Thematik ein und 
gab an die Zuhörer einen Input für 
das nachfolgende Gespräch sowie 
der Podiumsdiskussion mit Tarek Al-
Wazir, Hessischer Minister für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Lan-
desentwicklung; Dr. Christian Hey, 
Leiter der Abteilung IV im Ministeri-
um für Umwelt, Klimaschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz; 

Dr. Jürgen Dieter, Direktor des Hes-
sischen Städtetages und Katrin Walz, 
Vorstand Entwicklungspolitisches 
Netzwerk Hessen.

In dem einleitenden Vortrag verdeut-
lichte Frau Dr. Scholz, dass die Um-
setzung der 17 Ziele zur nachhaltigen 
Entwicklung weltweit alle Länder be-
treffe und von allen Politikbereichen 
umgesetzt werden müsse. Mit Blick 
auf das derzeitige Verhalten der Welt-
bevölkerung, hob sie beispielsweise 
das Konsumverhalten der Mensch-
heit hervor und erklärte, dass dieses 

Verhalten auf Kosten des Planeten 
gehe. Ein Ziel der Agenda 2030 ist 
es, die natürlichen Grenzen unseres 
Planeten hinsichtlich unserer Kon-
sumgewohnheiten und Produkti-
onstechniken zu respektieren und 
international gültige Regelungen für 
Arbeits-, Gesundheits- und Umwelt-
schutz zu schaffen. Für die Verwirk-
lichung der Ziele der Agenda 2030 
in Hessen, in der Bundesrepublik 
Deutschland sowie den anderen 192 
Staaten appellierte Frau Scholz an 
die Anwesenden, sich intensiver zu 
vernetzen. Auf diese Weise können 
durch vereinte Kräfte zukunftswei-
sende Ideen und Visionen geschaf-
fen werden. Sie sieht die Schwer-
punkte bei innovativen Projekten in 
den Themenkreisen Verringerung der 
Ungleichheit, nachhaltige Landwirt-
schaft, Vermittlung von Wissen, Kli-
maschutz und Ressourceneffizienz. 
Umsetzbar ist dies z.B. durch eine 
Wissenskooperation mit Entwick-
lungsländern oder eine nachhaltige 
öffentliche Beschaffung. Ferner hob 
Frau Dr. Scholz hervor, dass mit der 
Agenda 2030 erfolgreiches Regie-
rungshandeln nicht mehr an dem 
Parameter Wirtschaftswachstum ge-
messen werde, sondern daran, ob es 
gelinge, nachhaltige Gesellschaften 

Parlamentarischer Abend zum Thema „Agenda 2030 – 
globale nachhaltige Entwicklung und Innovation in Hessen“

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Der neue Koalitionsvertrag – 
ein Blick auf den Bereich Verkehr und ÖPNV 

Drei Monate nach der Landtags-
wahl in Hessen haben die jetzigen 
Regierungsparteien ihren Koaliti-
onsvertrag für die 19. Legislatur-
periode vorgestellt. Darin wird das 
Thema „Mobilität“ als eines der zen-
tralen Zukunftsthemen bezeichnet. 
Schwerpunkte in diesem Abschnitt 
sind u. a. die Themen Nachhaltig-
keit des Verkehrs, die Sicherung des 
öffentlichen Personennahverkehrs, 
Flughafen und Lärmschutz. 

Hervorzuheben ist, dass die Koa-
litionspartner neben allgemeinen 
Programmansätzen auch konkrete 
Maßnahmen ansprechen. So be-
steht im Bereich ÖPNV die Überle-
gung, ein Schülerticket einzuführen. 
Dieses soll das ganze Jahr über eine 
einfache Nutzung von Bussen und 
Bahnen für Schülerinnen und Schü-
ler auf dem Weg zur Schule, aber 
auch im Freizeitverkehr gewährleis-
ten. Dazu soll zunächst evaluiert 

werden, welche Mittel zurzeit für die 
Schülerbeförderung von den Kom-
munen und dem Land Hessen aus-
gegeben werden. Danach soll ent-
schieden werden, ob eine Änderung 
des Schulgesetzes für den Bereich 
der Schülerbeförderung erfolgt und 
welcher Preis für das Schülerticket 
eingeführt werden kann. 

Im Bereich der Verkehrs nanzierung 
besteht Einigkeit, dass die Ent ech-
tungsmittel (Landesmittel nach dem 
bisherigen GVFG) für den ÖPNV und 
den kommunalen Straßenbau ge-
bunden werden. Auf Bundesebene 
möchten sich die Koalitionspartner 
für eine Fortführung der Ent ech-
tungsmittel über 2019 hinaus einset-
zen. 

Die Nachhaltigkeit soll u.a. durch 
Maßnahmen im Bereich des Schie-
nenverkehrs und eine Erhöhung des 
Anteil des Radverkehrs bis 2020 ge-
fördert werden.

Wirtschaft
und 
Verkehr
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Schilder „Radarkontrolle“ können abmontiert werden

Das Ende kam dann schnell. Mit 
zwei Sätzen hat der neue Hessi-
sche Verkehrsminister am 30.1.2014 
die Anordnung seines Vorgängers 
Rentsch vom 25.7.2013 aufgehoben; 
die Kommunen können in eigener 
Zuständigkeit entscheiden, ob die 
aufgestellten Schilder bleiben. Der 
Hessische Städtetag hatte in einem 
regen Schriftwechsel mit dem Ver-
kehrsministerium die unterschied-
lichen rechtlichen Positionen aus-
getauscht. Ein Gespräch nach der 
Landtagswahl mit dem damaligen 
Staatssekretär, dem Präsidenten 
des Städtetags und der Geschäfts-
stelle führte zu einem „Stillhalte-
Abkommen“. Zuletzt hatte eine be-
auftragte Bonner Anwaltskanzlei in 
seinem 40-seitigen Rechtsgutach-

ten dem Verkehrsminister rechtmä-
ßiges Handeln bescheinigt. Deren 
Rechtsansicht konnte der Städ-
tetag nicht teilen. Das landesweit 
angeordnete Zusatzzeichen (§ 39 
Abs. 3 StVO)  ndet keine Rechts-
grundlage. Nur die in der StVO ab-
gebildeten Verkehrszeichen dürfen 
verwendet werden oder solche, die 
das für Verkehr zuständige Bun-
desministerium nach Anhörung der 
zuständigen obersten Landesbe-
hörden im amtlichen Katalog der 
Verkehrszeichen im Verkehrsblatt 
zulässt. In der Verkehrsminister-
konferenz im April 2013 war Minis-
ter Rentsch damit gescheitert, § 23 
Abs. 1b StVO zu streichen und Ra-
darwarngeräte zuzulassen. 
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Bremshilfe für Raser kann fallen
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Etwa 100 Parlamentarier, Kommunalpolitiker, Vertreter der Entwicklungspolitik, Mitglie-

der der Landesregierung und Interessierte versammelten sich zum parlamentarischen 

Abend.

Das Podium: (v.l.n.r. Tarek Al-Wazir, Tobias Schwab, Imme Scholz, Dr. Jürgen Dieter)

©
 H

St
T

©
 H

St
T

16É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 3-4/2017

zu entwickeln. Zum Schluss mahnte 
sie, dass die Agenda 2030 kein Pro-
gramm für „gutes Wetter“ sei, son-
dern gerade in schwierigen Zeiten 
eine sehr gute Orientierung für die 
Formulierung von innovativen Zielen 
bietet. 

In der anschließenden Podiumsdis-
kussion wurde der Fokus insbeson-
dere auf die Umsetzung der Agenda 
2030 in Hessen gelegt. Dabei hob der 
Hessische Wirtschaftsminister, Ta-
rek Al-Wazir, hervor, dass Hessen in 
Ländern, aus denen Menschen aus-
wandern oder fliehen, wirtschaftliche 
Perspektiven schafft. Der Haushalts-
ansatz für die entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit sei erheblich erhöht 
worden. So hat Hessen beispielswei-
se im Nordirak eine Million Euro für 
die Förderung des Baus von Unter-
künften für Flüchtlingsfamilien, eines 
Waisenhauses und einer Schule in-
vestiert. Darüber hinaus würden aber 
auch die hessischen Anstrengungen 
für Klima- und Ressourcenschutz 
dazu beitragen, Fluchtursachen zu 

bekämpfen, denn der Klimawandel 
treffe gerade die Entwicklungslän-
der. Ergänzend trug Dr. Christian Hey 
vor, dass die Hessische Nachhaltig-
keitsstrategie zur Verwirklichung der 
17 Ziele dadurch beitrage, dass sich 
eine Task-Force mit deren Umset-
zung beschäftige.

Anschließend betonte Dr. Jürgen 
Dieter, dass die Kommunen viel tun 
für Klima- und Ressourcenschutz. 
Er verwies darauf, dass sich viele 
Mitglieder des Hessischen Städte-
tages als „fair-trade Städte“ oder auf 
anderem Weg in der Entwicklungs-
zusammenarbeit engagieren. Auch 
zukünftig sei daher ein Spielraum für 
eigenverantwortliche Lösungen not-
wendig. Die Stärke der Kommunen 
liege gerade in der Vielfältigkeit der 
Lösungsansätze. 
In diesem Zusammenhang sieht Ka-
trin Walz eine hochwertige, gerechte 
und lebenslange Bildung als zentra-
les Handlungsfeld der Agenda 2030 
an. Dazu müssten die Ziele der Agen-
da 2030 in die Lehr- und Bildungsplä-

ne, Fachkräfteausbildung, Leitbilder 
und Prüfungsordnungen mit aufge-
nommen werden. 

Resümee des Parlamentarischen 
Abends war es, dass es letztlich 
nicht ausreiche, die Ziele isoliert zu 
betrachten und von den einzelnen 
Kommunen, den Ländern, Deutsch-
land sowie den anderen Staaten nur 
vereinzelt erreicht werden. Vielmehr 
müssen die 17 Ziele als ein überge-
ordnetes Gut betrachtet werden, 
welches nur dann erreicht werden 
kann, wenn jedes dieser Ziele bis 
2030 erreicht wird. Unabhängig da-
von, wie groß die einzelnen Kom-
munen, Bundesländer oder Staaten 
sind, wurde deutlich, dass jeder noch 
so kleine Beitrag hilfreich und erfor-
derlich ist, um die Ziele der „Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung“ zu 
erreichen und schließlich die Welt ein 
Stück zu verändern. Denn für das glo-
bale Gemeinwohl tragen alle Staaten 
und Akteure eine gemeinsame Ver-
antwortung. 

Am 1. Januar 2017 trat die von 
193 Staaten unterzeichnete 
UN-Agenda 2030 mit dem Ti-
tel „Transformation unserer Welt 
– Die 2030 Agenda für nachhal-
tige Entwicklung“ in Kraft. Mit 
der Agenda 2030 soll die längst 
überfällige Transformation der 
Volkswirtschaft in Richtung einer 
neuen Kultur der Nachhaltigkeit 
geschaffen werden. Zentrales Ziel 
der Agenda 2030 ist die globale 
Entwicklung sozial, ökologisch 
und wirtschaftlich nachhaltig zu 
gestalten und so auch kommen-
den Generationen die Chance auf 
ein erfülltes Leben zu sichern. Sie 
ist getragen von dem Geist einer 
globalen Partnerschaft und dem 
Gedanken der gemeinsamen Ver-
antwortung. Das Kernstück der 
Agenda 2030 bilden 17 – unterei-
nander eng verknüpfte – globale 
nachhaltige Entwicklungsziele:

1.	 Keine Armut
2.	 Keine Hungersnot
3.	 Gute Gesundheitsversorgung
4.	 Hochwertige Bildung
5.	 Gleichberechtigung der 
	 Geschlechter
6.	 Sauberes Wasser und sanitäre  
	 Einrichtungen
7.	 Erneuerbare Energie
8.	 Gute Arbeitsplätze und 
	 wirtschaftliches Wachstum
9.	 Innovation und Wirtschafts-
	 struktur
10.	Reduzierte Ungleichheiten 
11.	Nachhaltige Städte und 
	 Gemeinden
12.	Verantwortungsvoller Konsum 
13.	Maßnahmen zum Klimaschutz
14.	Leben unter dem Wasser
15.	Leben an Land
16.	Frieden und Gerechtigkeit
17.	Partnerschaften, um die Ziele 	
	 zu erreichen  

Nur alle Staaten gemeinsam kön-
nen diese Ziele erreichen. Die 
deutsche Nachhaltigkeitsstra-
tegie bildet einen wesentlichen 
Rahmen für die nationale Umset-
zung der Agenda 2030. Allerdings 
kommt im Angesicht der aktuellen 
sozialen und ökologischen Her-
ausforderung nicht nur den Bun-
desländern, sondern auch den 
einzelnen Kommunen eine ent-
scheidende Rolle zu, durch kon-
kretes Engagement an der Ver-
wirklichung der Ziele beizutragen. 
Um die Ziele auch in Hessen errei-
chen zu können, bedarf es einer 
engen Zusammenarbeit zwischen 
dem Land, den Kommunen und 
der Zivilgesellschaft.

Die globalen Entwicklungsziele 
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Einführung des hessenweiten Schülertickets: 
Umfassende Kostenneutralität für die Kommunen
ist die Leitlinie des Hessischen Städtetages 

(Sw) Präsidium und Hauptaus-
schuss des Hessischen Städteta-
ges haben anlässlich ihrer Sitzung 
am 9. März 2017 in Fulda die Ein-
führung des landesweiten Schü-
lertickets als eine Verbesserung 
der Mobilität in Hessen unterstützt. 
Gleichzeitig haben die Spitzen-
gremien wiederholt vom Land die 
vollständige Übernahme aller mit 
der Einführung des hessenweiten 
Schülertickets verbundenen Kosten 
gefordert. 

Ab August 2017 wird 
das hessenweite Schü-
lerticket zum Preis von 
365 Euro pro Schuljahr 
angeboten. Es berech-
tigt Schülerinnen und 
Schüler sowie Auszu-
bildende zur Nutzung 
des ÖPNV über die 
Kommunalgrenzen hi-
naus in ganz Hessen.  

Finanzierung
Obwohl der Preis für das hessen-
weite Schülerticket in den meisten 
Fällen unter dem der bisherigen 
Schülerjahreskarten liegt, sollen 
sich die Aufwendungen der öffent-
lichen und privaten Schulträger 
für die Fahrkostenerstattung nach  
§ 161 Hessisches Schulgesetz nicht 
ändern; für die Schulträger ergeben 
sich also keine zusätzlichen Kosten 
aber auch keine Kostenersparnisse. 
Das Land gibt weitere 20 Millionen 
Euro. Damit basiert das Schülerti-
cket auf drei Finanzierungskompo-
nenten: 

•	 den Einnahmen aus dem freien  
	 Verkauf des Schülertickets an die  
	 Schülerinnen und Schüler bzw. an  
	 die Auszubildenden,
•	 den bisherigen Aufwendungen  
	 der öffentlichen und privaten  
	 Schulträger für die Fahrkostener- 
	 stattung nach § 161 HSchulG und
•	 den Mitteln des Landes. 

Der Anspruch auf Kostenerstattung 
nach dem Hessischen Schulgesetz 
wird vorerst nicht verändert. Wer 
bislang die Kosten für seine Fahr-
karte zur Schule erstattet bekommt, 
wird auch weiterhin nichts zahlen 
müssen. 

Kostenneutralität ist kommunale 
Bedingung 
Mitte März 2017 haben die hessi-
schen Verkehrsverbünde und das 

Land die Vereinbarung zum Schü-
lerticket unterzeichnet. Die lokalen 
Nahverkehrsorganisationen der 
kreisfreien Städte und der Sonder-
statusstädte sowie der Landkreise 
arbeiten neben den Verkehrsver-
bünden an der rechtzeitigen Einfüh-
rung des Tickets. Zunächst gilt eine 
dreijährige Erprobungsphase, die 
wissenschaftlich begleitet wird. Die 
Zwischenergebnisse sollen in einer 
dafür zu bildenden Arbeitsgruppe 
ausgewertet und parallel dazu die 
Weiterführung des Schülertickets 
nach der dreijährigen Probephase 
vorbereitet werden. Der Hessische 
Städtetag wird sich an der entspre-
chenden Arbeitsgruppe beteiligen. 

Aus kommunaler Sicht ist darauf zu 
achten, dass die Kommunen in fi-
nanzieller Hinsicht nicht zusätzlich 
belastet werden. Präsidium und 
Hauptausschuss des Hessischen 
Städtetages hatten bereits im Sep-

tember 2016 klargestellt, dass die 
Einführung des Schülertickets die 
Kommunen weder in ihrer Funktion 
als Schulträger wie auch als Ver-
kehrs- oder Verbundträger nicht zu-
sätzlich finanziell belasten darf. Diese 
umfassende Kostenneutralität für die 
Kommunen ist die Leitlinie des Ver-
bandes. Sie war für die Geschäfts-
stelle Maßstab in allen Verhandlun-
gen und hat nach wie vor Gültigkeit.
So geht es auch darum, etwaige 

versteckte Mehrbelas-
tungen zu vermeiden. 
Diese könnten zum 
Beispiel dadurch ent-
stehen, dass Kommu-
nen, in denen das Ti-
cket stark nachgefragt 
wird, zusätzliche Busse 
und Fahrer einsetzen 
müssen, um Schüler 
und Auszubildende 
zu befördern, die nun 
erstmals wegen der 
Einführung des Schü-
lertickets auf den ÖPNV 

umsteigen. Parallel zur Einführung 
des Schülertickets müssen daher 
zunächst Kriterien zur Feststellung 
eines solchen etwaigen kapazitiven 
Mehraufwands erarbeitet werden. 
Die Untersuchung etwaigen Mehr-
aufwands ist in der Vereinbarung 
zwischen den Verbünden und dem 
Land zugesichert. Die Kommunen 
erwarten auch hier eine Finanzierung 
mit Landesmitteln, sollte sich ein zu-
sätzlicher Bedarf zeigen.

Auf die kommunale Forderung nach 
einem Ausgleich für Vertriebsauf-
wendungen ist das Land bereit, 
zehn Prozent der Mehreinnahmen in 
den Städten zu belassen. Allerdings 
profitieren nicht alle Kommunen glei-
chermaßen von dieser Regelung. Es 
erscheint angezeigt, allen Gebiets-
körperschaften – unabhängig von 
einer Preisauffüllung durch das Land 
– einen Ausgleich für Vertriebsauf-
wendungen zu gewähren. 

Das Schülerticket wird als eTicket auf einer Chipkarte ausgegeben, die in 

der Regel wie abgebildet aussehen wird.
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Überlegungen zu einem 
Landes-E-Government-Gesetz in Hessen

Ein hessisches E-Government-Ge-
setz (Hess-EGovG) sollte notwen-
dige rechtliche Grundlagen für die 
digitale Verwaltung schaffen.

Am 25.7.2013 ist das (Bundes-)
“Gesetz zur Förderung der elek-
tronischen Verwaltung sowie zur 
Änderung weiterer Vorschriften – 
E-Government-Gesetz (EGovG)“ 
verkündet worden. Das Gesetz soll 
die rechtliche Grundlage für die di-
gitale Verwaltung schaffen. Damit 
liegen nun weitere Möglichkeiten 
vor, die Verwaltung grundlegend 
und durchgängig auf elektronische 
Geschäftsprozesse umzustellen, 
denn das Gesetz betrifft grundsätz-
lich alle Verwaltungsbereiche. Ziel 
des EGovG ist es, durch den Abbau 
bundesrechtlicher Hindernisse die 
elektronische Kommunikation mit 
der Verwaltung zu erleichtern. Das 
Gesetz soll dadurch Bund, Ländern 
und Kommunen ermöglichen, einfa-
chere, nutzerfreundlichere und ef -
zientere elektronische Verwaltungs-
dienste anzubieten.

• Das Bundesgesetz wurde bisher 
 allseits positiv bewertet.
• Ein eventuelles Gesetz zur Aus-
 führung des EGovG auf Landes-
 ebene muss sich auf die rechtlich 
 notwendigen Bedingungen zur
 Unterstützung für ein wirksames 

 Ebenen übergreifendes E-
 Government beschränken, um zur 
 Umsetzung von E-Government 
 den kommunalen Verwaltungen 
 genügend Spielraum zu belassen.
• Wie in den vergangenen Jahren 
 in Hessen praktiziert, bedarf es für 
 eine erfolgreiche Zusammenar-
 beit im E-Government des Wil-
 lens, das Ziel der Verwaltungs-
 modernisierung gemeinsam zu 
 erreichen. Dazu bedarf es aller-
 dings verlässliche Ansprechpart-
 ner, wie der bisherige CIO einer 
 war und der dieses Amt über-
 nehmende Finanzminister, Tho-
 mas Schäfer, hoffentlich einer sein 
 wird. In Hessen sind wir bisher 
 ohne einen kommunalen Landes-
 pakt „Masterplan“ weit vorange-
 kommen. 
• Bei möglichen Weiterungen durch 
 das Land bei der elektronisch vor-
 gegebenen Durchführung von
 Weisungs- und Auftragsange-
 legenheiten ist der Grundsatz der 
 Konnexität zu beachten.

Zukünftig sollte es daher mit den 
durch ein Hess-EGovG vorgesehe-
nen Instrumenten möglich werden, 
Verwaltungsvorgänge durchgängig 
elektronisch anzustoßen (Antrag, 
Eingabe, Anfrage), zu bearbeiten 
und abzuschließen (Bescheid, Ent-
scheidung, Verwaltungsakt).

Das (Bundes-)EGovG unterscheidet 
zwischen Behörden des Bundes 
und der Länder und Kommunen. 
Einige Vorschriften verp ichten nur 
die Behörden des Bundes. Konkret 
gilt das z. B. für die verp ichtende 
Zugangseröffnung für De-Mail und 
den neuen Personalausweis. Das 
EGovG gilt für die Kommunen, wenn 
sie Bundesrecht ausführen und die 
jeweilige Vorschrift in ihrem Anwen-
dungsbereich nicht explizit auf Bun-
desbehörden beschränkt ist. In die-
sem Fall sind kommunale Behörden 
verp ichtet, elektronische Bezahl-
möglichkeiten einzurichten (Art. 1
§ 4 EGovG) und ab dem 1.7.2014 
einen elektronischen Zugang zu 
eröffnen (Art. 1 § 2 EGovG). Dabei 
sind mit dem Vorhandensein eines 
E-Mail-Postfaches und der Internet-
Bekanntgabe einer Bankverbin-
dung, über die Zahlungen online 
abgewickelt werden können, den 
Anforderungen des Gesetzes zu-
nächst Genüge getan. 

Das Bundesgesetz regelt daher 
nicht die vollständige Ausgestaltung 
elektronischer Verwaltung in den 
Ländern, sondern setzt allein infra-
strukturelle Mindeststandards. So-
weit das Gesetz nur die Behörden 
des Bundes verp ichtet, ist die frei-
willige Übernahme dieser Standards 
durch Länder und Kommunen je-
doch ausdrücklich erwünscht und in 
einigen Ländern auch beabsichtigt.

Eine Differenzierung der Umset-
zung für das Land einerseits und 
die Kommunen andererseits sollte 
aus Kostengründen und im Interes-
se der Bürgerinnen und Bürger und 
der Wirtschaft unbedingt verhindert 
werden.

Die Kommunen sind aufgeru-
fen, notwendige Bausteine einer 
E-Government-Rahmenplanung zu 
nennen. 

Umwelt,
Bau und
Planung

Elektronische Verwaltung
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Gastbeitrag: Das Urbane Gebiet wird kommen
Der Autor: Dr. Thomas Nickel, RA/Partner, Heuking/Kühn/Lüer/Wojtek, 
Frankfurt am Main

Der starke Bevölkerungszuwachs 
in den Städten stellt die Bauleitpla-
nung vor neue Herausforderungen. 
Sie soll Wohnen ermöglichen und 
verstärkt entsprechende Flächen 
ausweisen; zugleich verhindern 
jedoch typische innerstädtische 
Lärmvorbelastungen und schwierige 
Gemengelagen die Wohnnutzung. 
Die aktuelle BauGB- und BauNVO-
Novelle (Entwurf) sieht daher im neu 
zu schaffenden § 6a BauNVO den 
neuen Baugebietstypus „Urbanes 
Gebiet“ (MU) vor, um die städtebau-
liche Entwicklung flexibler gestalten 
zu können. Durch das Urbane Ge-
biet soll die Schaffung von neuem 
städtischem Wohnraum vereinfacht 
und der städtische Verkehr reduziert 
werden, letzteres indem sich Wohn-
ort, Arbeitsstätte und auch Versor-
gungseinrichtungen räumlich näher 
kommen.

Nebeneinander von Wohnen 
und Gewerbe
Die Zweckbestimmung sieht vor, 
dass Urbane Gebiete dem Wohnen 
sowie der Unterbringung von Gewer-
bebetrieben und sozialen, kulturellen 
und anderen, die Wohnnutzung nicht 
wesentlich störenden Einrichtungen, 
dienen sollen. Die im Urbanen Gebiet 
allgemein zulässigen Nutzungsarten 
entsprechen in weiten Teilen denen 
des Mischgebiets, wobei insb. Ver-
gnügungsstätten im Urbanen Gebiet 
nur ausnahmsweise zulässig wären.
Für das Urbane Gebiet soll zudem 
gelten, dass die zulässigen Nut-
zungsarten nicht gleichgewichtig 
sein müssen. Dies ist ein wichtiger 
Punkt, der im Mischgebiet oft für 
Schwierigkeiten sorgt. Das bedeu-
tet, dass im Urbanen Gebiet im Ge-
gensatz zum Mischgebiet beispiels-
weise die Wohnnutzung gegenüber 
dem Gewerbe deutlich überwiegen 
dürfte. Damit zielt der Gesetzgeber 
darauf ab, dass die Nutzung städti-
scher Gebiete flexibler den tatsäch-
lichen Erfordernissen angepasst 

Dr. Thomas Nickel/Rechtsanwalt/Partner
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werden kann. So könnte etwa die 
Umwandlung leer stehender Büro-
flächen in Wohnungen vereinfacht 
werden.

Des Weiteren sieht der Entwurf kon-
krete planerische Instrumente vor: 
•	 Um ein belebtes Straßenbild  
	 sicherzustellen, kann im Bebau- 
	 ungsplan festgesetzt werden,  
	 dass im Erdgeschoss an der  
	 Straßenseite eine Wohnungsnut- 
	 zung gar nicht oder nur aus- 
	 nahmsweise zulässig ist.
•	 Es kann festgesetzt werden, dass  
	 oberhalb bestimmter Geschosse  
	 nur Wohnungen zulässig sind und  
	 dass die zulässige Geschossflä- 
	 che in einem bestimmten Umfang  
	 entweder nur für Wohnungen oder  
	 nur für gewerbliche Nutzung ver- 
	 wendet werden darf.

Verdichtete Bebauung
Aufgrund des Ziels, die städtische 
Bebauung zu verdichten, sollen auch 
die Obergrenzen für die Bestimmung 
des Maßes der baulichen Nutzung 
angepasst werden. Für die Grundflä-
chenzahl ist ein Höchstmaß von 0,8 
und für die Geschossflächenzahl von 
3,0 vorgesehen. Das Maß der bauli-
chen Nutzung im Urbanen Gebiet 
würde damit dem des Kerngebiets 
(GRZ: 1,0, GFZ: 3,0) ähneln und eine 
starke Nachverdichtung im städti-
schen Bereich ermöglichen. 

Höhere Immissionsrichtwerte
 nach TA Lärm
Im Urbanen Gebiet dürfte wegen der 
dichteren Bebauung mit höheren 
Lärmimmissionen als in Misch- oder 
auch Wohngebieten zu rechnen sein. 
Die für das Urbane Gebiet vorgese-
henen Immissionsrichtwerte der TA 
Lärm sollen daher zumindest tags-
über höher liegen als in allen anderen 
der Wohnnutzung dienenden Ge-
bietstypen. Die Immissionsrichtwer-
te sollen für das Urbane Gebiet nach 
dem Stand der Beratung durch den 

Bundesrat vom 31.3.2017 tagsüber 
bis zu 63 dB (A) und nachts bis zu 45 
dB (A) ausweisen. In Urbanen Gebie-
ten wären somit tagsüber 3 dB (A) 
mehr als in Misch- oder Dorfgebieten 
und 8 dB(A) mehr als in Allgemeinen 
Wohngebieten zulässig. Ob mit die-
sen Werten gesunde Wohnverhält-
nisse sichergestellt werden können, 
ist fraglich und wird die Zukunft zei-
gen müssen. 

Ausblick
Die Gesetzesnovelle der Bundesre-
gierung zum neuen Baugebiet Ur-
banes Gebiet hat Anfang März 2017 
den Bundestagsausschuss für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit passiert und wurde einen 
Tag später vom Bundestag verab-
schiedet. Der Bundesrat hat der Ge-
setzesnovelle sowie der Änderung 
der TA Lärm Ende März zugestimmt. 
Die Zustimmung zur TA Lärm erfolg-
te unter dem Vorbehalt, dass der im 
Entwurf der Bundesregierung vorge-
sehene nächtliche Immissionsricht-
wert von 48 dB (A) auf 45 dB (A) redu-
ziert wird. Es ist zu erwarten, dass die 
Bundesregierung diesem Vorschlag 
folgen wird. Das Urbane Gebiet kann 
also noch vor der Bundestagswahl 
kommen.
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Änderungen im Baugesetzbuch beschlossen

(Hm) Der Bundestag hat am 9. März 
2017 das Gesetz zur Umsetzung der 
Richtlinie 2014/51/EU im Städtebau-
recht und zur Stärkung des neuen 
Zusammenlebens in der Stadt be-
schlossen (BT-Drucks. 18/11439). 
Die Änderungen der UVP-Richtlinie 
betreffen u. a. die zu prüfenden 
Umweltfaktoren, die Vorprüfung 
des Einzelfalls, die Öffentlichkeits-
beteiligung und die Erstellung des 
UVP-Berichts. Anpassungsbedarf 
besteht damit sowohl im Bau- als 
auch im Umweltrecht. 

Mit dem Gesetz werden zunächst 
nur die Änderungen im BauGB 
vorgenommen: Zur Erleichterung 
des Wohnungsbaus kann nun im 
nicht beplanten Innenbereich bei 
Nutzungsänderungen baulicher 
Anlagen zu Wohnzwecken vom Er-
fordernis des Einfügens abgesehen 
werden.

§ 13b BauGB sieht vor, befristet ein 
beschleunigtes Verfahren analog zu 
§ 13a BauGB anwenden zu können, 
wenn es sich um einen Bebauungs-
plan mit einer Grundfläche mit bis 
zu 10.000 m² zur Begründung von 
Wohnungsnutzung handelt, der an 
im Zusammenhang bebaute Orts-
teile anschließt. Dieses Verfahren 
soll aber nur dann Anwendung fin-
den, wenn das förmliche Verfahren 
zur Aufstellung des Bebauungs-
plans bis zum 31.12.2019 einge-

leitet und ein Satzungsbeschluss 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB bis zum 
31.12.2021 gefasst wird.

Mit einem neuen § 9 Abs. 2c BauGB 
wurde eine vereinfachte Planungs-
möglichkeit zur Steuerung der 
Ansiedlung von Nutzungen bzw. 
Gebäuden in der Nähe von Stör-
fallbetrieben geschaffen, darüber 
hinaus kann den Gefahren von Stör-
fällen zukünftig durch differenzierte 
Festsetzungen Rechnung getragen 
werden.

Das Gesetz dient zudem der Stär-
kung des neuen nachhaltigen Zu-
sammenlebens der Menschen in der 
Stadt. Es ist von Vielfalt und Wandel 
geprägt. Technische Innovationen, 
Wanderungsbewegungen, der de-
mografische Wandel und der Klima-
wandel führen zu einer Verflechtung 
von Problemen – mit ähnlichen, 
zum Teil aber auch gegensätzlichen 
Herausforderungen. Durch die un-
terschiedlichen Vorstellungen und 
Ansprüche vieler Menschen an ein 
Zusammenleben stoßen gerade in 
verdichteten Räumen unterschiedli-
che Wünsche und Interessen aufei-
nander. Zugleich stellen sich große 
ökologische Herausforderungen: 
Ambitionierter Klimaschutz, Anpas-
sung an die Folgen des Klimawan-
dels, mehr Grünflächen, saubere 
Luft, flächenschonende Siedlungs-
planung, umweltverträgliche Mo-

bilität (vgl. BT-Drucks. 18/10942). 
Dieses Ziel soll durch die Einführung 
der neuen Baugebietskategorie 
„Urbane Gebiete (MU)“ in der Bau-
nutzungsverordnung (BauNVO) um-
gesetzt werden. Mit der Ergänzung 
soll auch eine Änderung der TA Lärm 
dahingehend einhergehen, dass die 
Lärmobergrenzen für das Urbane 
Gebiet zukünftig drei dB (A) höher 
sein dürfen als in Mischgebieten. 

Neu hinzugekommen ist eine Ergän-
zung in § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB, mit 
der die nach geltender Rechtslage 
bestehenden Möglichkeiten der 
Gemeinden, innerhalb der immis-
sionsschutzrechtlichen Richtwerte 
(zusätzlich) passive Schallschutz-
maßnahmen festsetzen zu können, 
bekräftigt wird. Diese Erweiterung 
entspricht allerdings nicht der For-
derung der kommunalen Spitzenver-
bände, die sich gegen eine pauscha-
le Erhöhung der Lärmobergrenzen 
im Urbanen Gebiet ausgesprochen 
und stattdessen gefordert haben, 
rechtssichere Regelungen dafür zu 
schaffen, dass mit einer abgewo-
genen Bauleitplanung für Aufent-
haltsräume auch die Einhaltung von 
Innenraumpegeln festgesetzt und 
passive Lärmschutzmaßnahmen 
– wie z. B. das „Hamburger Fens-
ter“ – zum Einsatz kommen können. 
Passiver Lärmschutz als Ausnahme 
bei heranrückender Wohnbebauung 
wäre so in bestimmten Einzelfällen, 
wo sonst nicht gebaut werden könn-
te, möglich geworden.

Zur Behebung von Rechtsunsi-
cherheit und zur Ausweitung kom-
munaler Steuerungsmöglichkeiten 
wurden Regelungen zu Ferienwoh-
nungen und Nebenwohnungen 
(Zweitwohnungen) in die Baupla-
nungsrechtsnovelle aufgenommen.

Das Gesetz wurde am 31.3.2017 im 
Bundesrat beraten. Die fristgerechte 
Umsetzung der UVP-Änderungs-
richtlinge erfordert ein Inkrafttreten 
des Gesetzes bis spätestens zum 
17.5.2017.Ziel der Baurechtsnovelle ist die Erleichterung des Wohnungsbaus
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Ankündigung Vollversammlung der Stadtverordneten-
vorsteher und Stadtverordnetenvorsteherinnen 2017

Hessischer Städtetag  |  Informationen 1-2/2014

Termin Veranstaltung Zeit Ort

06.03.2014 Präsidium und Hauptausschuss 09:00 Hünfeld

12.03.2014 AG Nord 09:30 Hünfeld

19.03.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Rüsselsheim

26.03.2014 AG Jugend 10:00 Fulda

27.03.2014 AG Recht 10:00 Kassel

28.03.2014 Bau- und Planungsausschuss 10:00 Oberursel

28.03.2014 Ausschuss für Umwelt und Forsten 10:00 Oberursel

10.04.2014 AG Steuern 10:00 Darmstadt

06.05.2014 AG Vermessung und Liegenschaft 09:30 Gießen

06.05.2014 AG Personal 10:00 Frankfurt

08.05.2014 Mitgliederversammlung 10:00 Fulda

15.05.2014 AG Umwelt 10:00 Offenbach

20.05.2014 AG Frauenbeauftragte 10:00 Marburg

12.06.2014 Präsidium 09:00 Limburg

18.06.2014 AG Mitte 09:30 Haiger

02.07.2014 AG Stadtverordnetenvorsteher 10:00 Gießen
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(Gi) Zum Zweck des erweiterten 
Erfahrungsaustausches wird am  
16. Juni 2017 die 35. Vollversamm- 
lung der Stadtverordnetenvor-
steher/-innen in Rüsselsheim am 
Main stattfinden. Eingeladen sind 
alle Stadtverordnetenvorsteher, 
Stadtverordnetenvorsteherinnen 
und Vorsitzenden der obersten Or-
gane der Städte und Gemeinden 
oder deren Vertreter, die im Hessi-
schen Städtetag organisiert sind. 
Die Veranstaltung wird in gewohnt 
routinierter Weise durch den Stadt-
verordnetenvorsteher der Stadt 
Frankfurt am Main Stephan Siegler 
moderiert werden.

Die Vollversammlung wird sich mit 
dem Thema „Stellenwert des eh-
renamtlichen Mandats“ auseinan-

dersetzen. Da die Stärkung des Eh-
renamtes ein besonderes Anliegen 
der Hessischen Landesregierung ist 
und aktuell in der Enquetekommissi-
on des Hessischen Landtags darü-
ber diskutiert wird, dass die Förde-
rung des Ehrenamtes als Staatsziel 
in die Hessische Verfassung auf-
genommen werden soll, ist es na-
heliegend, dieses wichtige Thema 
auch mit den Ersten Bürgerinnen 
und Bürgern zu diskutieren. Die 
interessierten Teilnehmer, die hof-
fentlich zahlreich der Einladung des 
Stadtverordnetenvorstehers Jens 
Grode in die Hessentagsstadt Rüs-
selsheim am Main folgen werden, 
werden auch wieder umfassende 
Informationen zu aktuellen Themen 
zur Hessischen Gemeindeordnung 
erfahren. Der Geschäftsführende 

Direktor des Hessischen Städteta-
ges Stephan Gieseler wird für Fra-
gen aus dem täglichen Geschäft der 
Stadtverordnetenversammlungen 
zur Verfügung stehen. Als zuständi-
ger Dezernent für Europa ist es ihm 
weiterhin ein Anliegen, auch ein The-
ma aus diesem Bereich in das Zen-
trum der Veranstaltung zu stellen. 
Einen sehr erfreulichen aktuellen 
Bezug erfährt diese Idee durch die 
Volksbewegung „Pulse of Europe“.

Der Hessische Städtetag dankt der 
Stadt Rüsselsheim am Main für ihre 
freundliche Einladung und dafür, 
dass sie es in diesem Jahr wieder 
ermöglicht, dass sich die Stadtver-
ordnetenvorsteherinnen und Stadt-
verordnetenvorsteher im Rahmen 
des Hessentages treffen können.

Wechsel im Team des Hessischen Städtetags

(Gi) Ab dem 2. Mai 2017 wird der 
Hessische Städtetag eine neue 
Referentin für Bau- und Vergabe-
recht haben. Diese Stelle wird künf-
tig von Frau Tanja Charlotte Pflug 
ausgefüllt. Die Volljuristin wechselt 
aus Saarbrücken zu uns in die Ge-
schäftsstelle. Geboren und aufge-
wachsen in Rüsselsheim am Main 
bringt sie neben ausgezeichnetem 
fachlichem Wissen auch regiona-
les Kolorit mit, welche unsere Ge-
schäftsstelle bereichern wird. Ihre 
juristischen Qualitäten hat Frau 
Pflug nicht nur im Saarland, son-
dern bereits in ihrem Referendariat 
in einer unserer Mitgliedstädte unter 
Beweis gestellt. Für das Rechtsamt 
der Stadt Rüsselsheim am Main war 
sie zu vielen Rechtsfragen gefordert, 
welche auch auf der Arbeitsagenda 
ihrer künftigen Stelle in unserem 
Verband stehen werden. Wir freuen 
uns auf ihre Tätigkeit für den Hessi-
schen Städtetag.

Ihre Vorgängerin Frau Karoline Ka-
tharina Schlukat ist nach vierjähriger 
Tätigkeit für unseren Verband mit 
Wirkung zum 1. Februar 2017 zum 
Land Hessen gewechselt. Im Hes-
sischen Ministerium für Wirtschaft, 
Energie, Verkehr und Landesent-
wicklung ist sie nun für die Oberste 
Bauaufsicht tätig. Ihre herausragen-
de juristische Qualifikation mit be-
sonderem Fachwissen im Baurecht 
wird offenbar nicht nur von unseren 
Mitgliedern geschätzt. Der Arbeits-

bereich, welchen sie ihrer Nachfol-
gerin überlässt ist umfangreich. Ne-
ben dem Bau- und Vergaberecht hat 
sie als Referatsleiterin die Bereiche 
Informationstechnologie, Daten-
schutz, e-Government und Sport 
verantwortlich betreut. Die Gremien 
und das Team des Hessischen Städ-
tetags bedauern ihre Entscheidung 
zu wechseln. In gleicher Weise wün-
schen wir ihr jedoch großen Erfolg 
und stete Freude in ihrem neuen Tä-
tigkeitsfeld.

Karoline Katharina SchlukatTanja Charlotte Pflug

©
 H

St
T

©
 H

St
T

21 É



Hessischer Städtetag  |  Informationen 3-4/2017

Termin Veranstaltung Zeit Ort

19.04.17 AG Steuern 10:00 Offenbach am Main

19.04.17 AG Rechnungsprüfung (2-tägig 19./20.4.2017) 10:00 Morschen

19.04.17 AG Sozialamtsleiter 10:00 Darmstadt

20.04.17 AG Recht 10:00 Langen

20.04.17 Sonderausschuss Sport 10:00 Darmstadt

03.05.17 AG Hochbau 10:00 Frankfurt am Main

11.05.17 AG Ordnungsamtsleitungen 10:00 Oberursel

11.05.17 Ausschuss für Bau und Planung 10:00 Taunusstein

18.05.17 AG Planung 10:00 Wiesbaden

29.05.17 Betriebsausflug der Geschäftsstelle 08:00

06.06.17 AG Mitte 09:30 Biedenkopf

07.06.17 AG Nord 09:30 Homberg (Efze)

08.06.17 AG Personalamtsleitungen 10:00 Wetzlar

09.06.17 AG Süd 09:30 Pfungstadt

14.06.17 AG Vermessung und Liegenschaft 09:30 Kassel

16.06.17 Vollversammlung Stadtverordnetenvorsteher 09:30 Rüsselsheim

Gremientermine

Herausgeber: 
Hessischer Städtetag 
Frankfurter Straße 2  
65189 Wiesbaden 
Telefon 0611-1702-0 
Telefax 0611-1702-17 
E-Mail: 
posteingang@hess-staedtetag.de 
Internet: 
http://www.hess-staedtetag.de  

Verantwortlich: 
GF Direktor Stephan Gieseler

Titelbild:
	 © drubig-photo, Fotolia  

Redaktionelle Mitarbeit:
Gudrun Zimmer

	

	 Druck:
VMK Druckerei GmbH 
Faberstraße 17  
67590 Monsheim 
Tel. 06243-909-110 
Fax 06243-909-100
E-Mail: info@vmk-druckerei.de 
Internet: www.vmk-druckerei.de

Erscheinungsweise: 
monatlich, 47. Jahrgang             

Nachdruck auszugsweise
mit Quellenangaben gestattet.

Quellenangaben zu den themati-
schen Fotos an den Seitenrändern 
in der Reihenfolge ihres Erschei-
nens: ElenaR, Claudia Paulus-
sen, fotomek, Piet_Oberau, gilles  
vallée,  (alle Fotolia), HStT (Finan-
zen, Soz+Int, RPO, W+V, UBP, SKE, 
HStT)

Impressum
Geschäftsführender 
Direktor Stephan Gieseler: 
Kommunalrecht, Ortsbeiräte,
Personalwirtschaft

Direktor 
Dr. Jürgen Dieter: 

Finanzen

Referatsleiterin 
Dr. Brigitte Baum: 
Beamtenrecht

Referatsleiter 
Michael Hofmeister: 

Soziales, Integration, 
Städtebau

Referatsleiter 
Dr. Ben Michael Risch: 
Wirtschaft

Zu den Themen dieser Ausgabe

Referatsleiterin 
Sandra Schweitzer:

Verkehr

„Mit Interamt 
erhöhen wir 
die Reichweite 
unserer Stellen-
ausschreibungen. 
Und die Auswahl 
an geeigneten 
Kandidaten.“

SOPHIE UTZ
Administratorin für Interamt bei der Stadt Erlangen

VON ANFANG AN AUF DIE BESTEN SETZEN

Mit qualifiziertem Nachwuchs meistert Ihre Behörde die Zukunft: Setzen 

Sie bei der Suche auf Interamt und steigern Sie mit ein paar Klicks Ihre 

Erfolgsaussichten. Wir helfen Ihnen in jeder Phase der Stellenbesetzung, 

mit effizienten Prozessen die Richtigen zu erreichen. 

OPTIMAL AUFGESTELLT: WWW.INTERAMT.DE

Interamt_Testimonial_AZ_Utz-04_210x297_170310.indd   1 31.03.17   11:07

Referendarin
Anneke Zankl:
Ortsbeiräte
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Geht’s ums Auto, geh’ zu brass.

Automobil-Verkaufs-Gesellschaft
Joseph Brass GmbH & Co. KG
Mühlheimer Str. 311
63075 Offenbach
www.brass-gruppe.de

Ansprechpartner: 
Daniel Hartmann 
Telefon: 069 - 98 64 78 - 26
Fax: 069 - 98 64 78 - 133
E-Mail:  daniel.hartmann@brass-gruppe.de

EXKLUSIVE LEASINGANGEBOTE 
VON BRASS FÜR MITGLIEDER 
DES HESSISCHEN STÄDTETAGES

ASTRA K EDITION

UVP1  20.715,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,768 %

1.4 l Ecotec, 74 kW (100 PS), 5-trg., Metal-
lic, Parkpilot hinten, Klimaanlage, el. FH, 
Radio R 4.0 IntelliLink, Freisprecheinrich-
tung Bluetooth, Sitzheizung Fahrer u. 
Beifahrer, Lenkradheizung, Regensensor,
Bordcomputer, Geschwindigkeitsregler, 
Lenkradfernbedienung u. v. m.

159,– €Monatsrate

ASTRA K ST EDITION

UVP1  23.535,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,718 %

1.4 l Ecotec, 92 kW (125 PS), Kombi, Metallic, 
Parkpilot hinten, Klimaanlage, el. FH,
Radio R4.0 IntelliLink, Freisprecheinrich-
tung Bluetooth, Sitzheizung Fahrer und 
Beifahrer, Lenkradheizung, Regensensor,
Bordcomputer, Geschwindigkeitsregler, 
Lenkradfernbedienung u. v. m.

169,– €Monatsrate

CORSA EDITION

UVP1    15.595,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,635 %

1.4 l, 66 kW (90 PS), 3-trg., Einparkhilfe, 
dritte Kopfstütze, Radio CD 3.0 BT mit 
Bluetooth Freisprecheinrichtung, Nebel-
scheinwerfer, Klimaanlage, Bordcomputer, 
Zentralverriegelung mit Funkfernbedie-
nung u. v. m.

99,– €Monatsrate

INSIGNIA B GRAND SPORT

UVP1   32.365,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,769 %

1.6 l CDTi, 100 kW (136 PS), Metallic, 
Einparkhilfe, Navi 900 IntelliLink, ZV mit 
Funkfernbedienung, LED Tagfahrlicht, el. 
Parkbremse, Geschwindigkeitsregler, 
Bordcomputer, Lederlenkrad, Komfortsitze 
u. v. m.

249,– €Monatsrate

Alle €-Angaben sind Brutto-Preise inkl. Mehrwertsteuer. Auch andere Motorisierungen und Ausstattungen sind lieferbar. Irrtümer und Druckfehler vorbehalten. Abbildungen 
zeigen Sonderausstattungen. 1 UVP = Unverbindliche Preisempfehlung des Herstellers. Liefernebenkosten 395,– € werden ges. berechnet. 2 Ein exklusives Angebot der ALD Lease 
Finanz GmbH, Nedderfeld 95, D-22529 Hamburg für Mitglieder des Hessischen Städtetages, deren kommunale Behörden, deren Mitarbeiter und ehrenamtlich Tätige. 

Kraftstoffverbrauch in l/100 km innerorts: 8,2 – 4,6  ·  außerorts: 4,8 – 3,6  ·  kombiniert: 5,8 – 3,9  ·  CO2-Emissionen in g/km kombiniert: 161 – 104  ·  Effi zienzklassen: C – A+

ASTRA K EDITION
1.4 l Ecotec, 74 kW (100 PS), 5-trg., Metal-
lic, Parkpilot hinten, Klimaanlage, el. FH, 

MOKKA X EDITION

UVP1   25.590,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,868 %

1.6 l CDTi, 81 kW (110 PS), 5-trg., Metallic, 
Einparkhilfe, Klimaanlage, Radio R 4.0  
IntelliLink, Freisprech einrichtung m. 
Bluetooth-Schnittstelle, LM-Räder 17", 
Nebelscheinwerfer, Lederlenkrad, el. FH 
u. v. m.

Monatsrate 222,– €

ZAFIRA EDITION 

UVP1   31.155,– €
Laufzeit (15.000 km/Jahr)2  24 Monate
Leasingfaktor  0,896 %

1.6 l CDTi, 99 kW (134 PS), Metallic, Radio  
CD300, Klimaanlage, el. FH, Parkpilot, Sitz- 
heizung Fahrer u. Beifahrer, Lederlenkrad 
beheizb., Regensensor, Geschwindigkeitsreg-
ler, NSW, Dachreling, Solar-Protect Wärme-  
schutzverglasung, Regensensor u. v. m.

Monatsrate 279,– €


